
Abschnitt 1 – Definitionen

I. Abschnitt 1.a. Abgewandeltes Material

TILL KREUTZER

Deutsch:

„a. Abgewandeltes Material bezeichnet Material, welches durch Urheberrechte oder ähnliche
Rechte geschützt ist und vom lizenzierten Material abgeleitet ist oder darauf aufbaut und in
welchem das lizenzierte Material übersetzt, verändert, umarrangiert, umgestaltet oder ander-
weitig modifiziert in einer Weise enthalten ist, die aufgrund des Urheberrechts oder ähnlicher
Rechte des Lizenzgebers eine Zustimmung erfordert. Im Sinne der vorliegenden Public License
entsteht immer abgewandeltes Material, wenn das lizenzierte Material ein Musikwerk, eine
Darbietung oder eine Tonaufnahme ist und zur Vertonung von Bewegtbildern verwendet wird.“

Englisch:

“a. Adapted Material means material subject to Copyright and Similar Rights that is derived
from or based upon the Licensed Material and in which the Licensed Material is translated,
altered, arranged, transformed, or otherwise modified in a manner requiring permission under
the Copyright and Similar Rights held by the Licensor. For purposes of this Public License,
where the Licensed Material is a musical work, performance, or sound recording, Adapted
Material is always produced where the Licensed Material is synched in timed relation with
a moving image.”

1. Überblick

Abschnitt 1.a definiert den Begriff „abgewandeltes Material“ (nachstehend
auch vereinfacht „Bearbeitung“ oder „Abwandlung“ genannt). Die Definition
ist bedeutend für den Umfang der Lizenz in Bezug auf die Erstellung und das
Teilen von Bearbeitungen und Umgestaltungen des lizenzierten Werkes. CC-
lizenziertes Material darf nach Abschnitt 2.a.1.B grundsätzlich bearbeitet
werden. Alle Lizenzfassungen außer den ND-Lizenzen gestatten zudem,
bearbeitete Fassungen auch zu veröffentlichen und weiterzugeben / zu teilen
(siehe unten Abschnitt 1.i Rn. 67).

Die CC-Lizenzen enthalten für Bearbeitungen bzw. deren Weitergabe
besondere Regelungen: Bei den ND-Lizenzen ist die Weitergabe von Bear-
beitungen aus der Lizenzgewährung ausgenommen. Die anderen CC-Lizenz-
fassungen erlauben dies, geben aber vor, dass Bearbeitungen angegeben
werden müssen (siehe Abschnitt 3.a.1.C). Sowohl die ND-Restriktion als auch
die Pflicht zu Änderungshinweisen greifen dabei nur, wenn die jeweilige
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Abwandlung unter die Definition des abgewandelten Materials fällt und die
Bearbeitung wiederveröffentlicht bzw. geteilt wird.1

Die Definition2 in Abschnitt 1.a enthält einige Hinweise darauf, was unter
abgewandeltem Material zu verstehen ist. Als konkretes Beispiel wird die
Nutzung von Musikwerken, Darbietungen oder Tonaufnahmen genannt, die
„zur Vertonung in Bewegtbildern verwendet“ werden. Im Übrigen nennt die
Definition zwar generell Übersetzungen, Veränderungen, Umarrangements
und andere Modifikationen, verweist für die Interpretation im Einzelnen aber
auf das jeweils anwendbare Urheberrecht („die aufgrund des Urheberrechts
oder ähnlicher Rechte des Lizenzgebers eine Zustimmung erfordert“).3

Nicht jede Änderung des Werkes erfüllt den Tatbestand des „abgewandelten
Materials“. Rein technische Änderungen fallen ebenso wenig hierunter wie
solche, für deren Erstellung und/oder Weitergabe es nach dem anwendbaren
Urheberrecht keiner Zustimmung bedarf. Dies gilt insbesondere für Nutzun-
gen von Bearbeitungen, die einer gesetzlichen Schrankenbestimmung unter-
fallen (siehe Abschnitt 2.a.2). Beispielsweise gestattet es § 51a UrhG,
geschütztes Material Dritter zum Zwecke des „Pastiches“ zu bearbeiten und
den Pastiche zu veröffentlichen. Hierfür bedarf es dementsprechend keiner
Nutzungsrechtseinräumung durch die CC-Lizenz, sodass ihre Vorgaben und
Beschränkungen (bei ND-Lizenzen) nicht gelten (siehe Abschnitt 8.a und
Abschnitt 2.a.2 Rn. 48).

2. Definition von abgewandeltem Material

Der Begriff „abgewandeltes Material“ ist ebenso weit zu verstehen, wie die
Begriffe „Bearbeitungen“ bzw. „Umgestaltungen“ in den §§ 3, 23 UrhG.
Grundsätzlich kann die Urheberin allein darüber entscheiden, in welcher
Form und Fassung ihr Werk wahrgenommen werden kann. Änderungen sind
damit generell zustimmungspflichtig4 und fallen daher unter die Lizenz.5

1 Generell sind Lizenzrestriktionen und -pflichten nur anwendbar, wenn das lizenzierte
Material – ob verändert oder unverändert – weitergegeben wird. Siehe unten Abschnitt
„Erstellung, Vervielfältigung und Weitergabe abgewandelten Materials“.

2 Siehe zur Erläuterung: https://perma.cc/H652-TY8S.
3 Siehe zum auf CC-Lizenzen anwendbaren Recht VorCCPL Rn. 35 ff.
4 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 23 Rn. 17.
5 Allerdings ist die Erstellung der Bearbeitung in aller Regel zulässig. Nur ihre Veröffent-

lichung und Verwertung (Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe) fällt unter das
Urheberrecht (siehe § 23 Abs. 1 UrhG). Etwas anderes gilt nur in Ausnahmefällen (§ 23
Abs. 2 UrhG), in denen schon die Anfertigung einer Bearbeitung zustimmungspflichtig ist.
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„Abgewandeltes Material“ bezieht sich zum einen auf unmittelbar veränderte
Fassungen des lizenzierten Werkes (Kürzungen, Erweiterungen usw.). Zum
anderen können auch Werke hierunter fallen, die auf dem Ursprungswerk
basieren oder Kombinationen von Werken, selbst wenn das lizenzierte
Material hierin unverändert verwendet wird. Ob eine Abwandlung im Sinne
der Lizenz vorliegt, hängt in der Regel von den Umständen des Einzelfalls ab.

3. Unmittelbare Abwandlungen

Abgewandeltes Material entsteht, wenn ein Werk unmittelbar geändert wird.
Dies trifft bei literarischen Werken beispielsweise auf Aktualisierungen,
sprachliche Umformulierungen, Kürzungen oder Zusammenfassungen zu.
Auch bei Übersetzungen wird das Werk abgewandelt/bearbeitet, indem es in
einer anderen Sprache wiedergegeben wird.

Unmittelbare Abwandlungen von Musikwerken liegen z. B. in Variationen
oder Instrumentierungen von Vokalmusik, Remakes und Remixes in einer
anderen Musikgattung, Mashups oder Neu-Arrangements vor.

Abwandlungen von Fotografien und Filme entstehen beispielsweise, wenn sie
beschnitten, neu montiert oder verfremdet werden.

4. Abgeleitete und transformative Werke

Auch die Transformation von Werken in eine andere Werkart fällt generell
unter den Begriff des abgewandelten Materials.6 Das gilt u. a. für die Verfil-
mung oder Dramatisierung eines Romans, die Transformation einer Skulptur
in eine Comic-Figur oder die Vertonung eines Gedichts. Auch die Fortsetzung
eines Romans unter „Übernahme wesentlicher, charakteristischer Romange-
stalten“ kann ein abgeleitetes Werk darstellen.7 Dementsprechend ist auch
Fan Art – bei der Fans von Werken die hierin enthaltenen Storys und Figuren
für eigene Schöpfungen verwenden – häufig als Bearbeitung der ursprüngli-
chen Stoffe anzusehen.8

6 Etwas anderes gilt, wenn solche Transformationen nach einer Schrankenbestimmung, wie
v. a. § 51a UrhG, gesetzlich gestattet sind. Siehe hierzu unten.

7 BGH, Urt. v. 29.04.1999, I ZR 65/96 – Laras Tochter.
8 Wie lange noch wird es im Netz freie Fan-Communities geben?, https://perma.cc/5V8G-

7VMZ. Allerdings werden solche transformativen Bearbeitungen nicht selten als Parodie
oder Pastiche gesetzlich gestattet sein, siehe Till Kreutzer, Mash-ups, Memes und Remixes
nach neuem deutschem Urheberrecht, MMR 2022, 847 (852).
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5. Sammlungen und Werkverbindungen

Besonders schwierig zu beurteilen sind Nutzungen, bei denen das oder die
ursprünglichen Werke vollständig und unverändert mit anderem Material
verbunden werden. Eindeutig in Abschnitt 1.a geregelt ist lediglich der Fall,
dass Musik zur Vertonung von Filmen und Videos verwendet wird. Hierin liegt
eine Abwandlung im Sinne der Lizenz.9 Weniger eindeutig ist dies beispiels-
weise bei Bildcollagen, der Einbindung von Fotos in Texte auf Webseiten oder
Sammelwerken.

Bei der Abgrenzung kann begrifflich zwischen Sammlungen und Werkver-
bindungen unterschieden werden.10 In Sammlungen wie Anthologien oder
Katalogen werden verschiedene Werke lediglich zusammengestellt. Ähnlich
verhält es sich bei einfachen Kombinationen, wie Bildern, die in einen Text
eingebettet werden. Hierbei verändert sich der ästhetische Ausdruck des
benutzten Materials nicht. Die zusammengestellten Werke bleiben separat
und können ohne Weiteres als solche identifiziert und (mit Lizenzhinweisen)
gekennzeichnet werden. Die Verwendung in solchen Sammlungen bzw. ein-
fachen Werkkombinationen führt generell nicht zur Abwandlung des lizen-
zierten Materials.

Anders ist die Situation bei Werkverbindungen: Hier werden verschiedene
Werke zu einem neuen Ganzen verschmolzen. Hierdurch entsteht ein neues
Gesamtwerk11, das in der Regel einen eigenen ästhetischen Ausdruck und
Gehalt aufweist. In diese Kategorie fällt die in der Lizenz genannte Synchro-
nisierung von Musik und Film ebenso, wie Mashups oder Bastard-Pop.12

Werkverbindungen in diesem Sinne sind in der Regel abgewandeltes Material.

9 Zur ggf. entgegenstehenden Meinung des BGH, siehe Abschnitt 2 Rn. 15.
10 Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein Praxis-

leitfaden zur Nutzung von Creative -Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016, 56.
11 Ähnlich zum Parallelproblem bei der Auslegung des Begriffs „derivative work“ bei Freier

Software Till Jaeger/Axel Metzger, Open Source Software – Rechtliche Rahmenbedin-
gungen der Freien Software, 5. Auflage 2020, 54 ff.

12 Bei Bastard Pop werden zwei oder mehr – idR sehr unterschiedliche – Musikstücke
zusammengeschnitten und synchronisiert, siehe Till Kreutzer, Mash-ups, Memes und
Remixes nach neuem deutschem Urheberrecht, MMR 2022, 847 (852).
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6. Keine Anwendung auf rein formale und technische
Änderungen

Abschnitt 1.a sowie die korrespondierende Lizenzgewährung in
Abschnitt 2.a.1.B beziehen sich auf das Bearbeitungsrecht. Dieses schützt die
Integrität des Werkes. Bearbeitungen im urheberrechtlichen Sinn sind stets
nur inhaltliche Veränderungen, die den urheberrechtlich geschützten geistig-
ästhetischen Gehalt (Ausdruck) des Werkes betreffen. Rein formale Ände-
rungen, wie die Korrektur der Rechtschreibung oder Aktualisierung auf neue
Rechtschreibregeln oder auch das „Gendern“ von Texten, fallen nicht hier-
unter. Ebenso wenig rein technische Änderungen, beispielsweise die Umfor-
matierung einer Bilddatei. Dies ist in der CC-Lizenz in Abschnitt 2.a.4 aus-
drücklich geregelt.

7. Keine Anwendung auf unabhängige Neuschöpfungen und
bei der Verwendung gemeinfreier Elemente

Wenn ein neu geschaffenes Werk lediglich auf gemeinfreien Elementen vor-
bestehender Werke basiert, handelt es sich nicht um abgewandeltes Material.13

Die Informationen und Fakten beispielsweise, auf denen ein Zeitungsartikel
basiert, sind für sich genommen keine „Werke“. Sie sind nicht vom Menschen
geschaffen und daher keine „persönliche geistige Schöpfung“ im Sinne von § 2
Abs. 1 UrhG. Geschützt sind hier allenfalls die individuellen Formulierungen
der Autorin des Artikels. Werden die Fakten von einem Dritten verwendet, um
hierauf basierend einen eigenen Artikel zu schreiben, handelt es sich bei
diesem nicht um „abgewandeltes Material“. Wird der Wortlaut des Artikels
oder wesentliche Passagen desselben dagegen übernommen, handelt es sich
um eine Abwandlung.

Gleiches gilt für Stilimitationen oder Neuschöpfungen, die lediglich die ge-
meinfreien Lehren, Ideen oder Erkenntnisse von vorbestehenden Werken
verwenden. Der Stil einer Grafik oder eines Musikstücks ist urheberrechtlich
nicht geschützt und kann frei – unabhängig von einer CC-Lizenzierung –
verwendet werden. Auch der didaktische Aufbau oder die Gliederung, z. B.
eines Lehrbuchs oder Schulungsmaterials, unterfällt keinem Urheberrechts-
schutz. Solche Grundelemente bei der Schaffung neuer Werke zu überneh-

13 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 23 Rn. 36 ff.
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men, greift nicht in das Bearbeitungsrecht an vorbestehenden Werken ein.
Daher entsteht hierbei auch kein abgewandeltes Material.

Nicht um eine Abwandlung, sondern um eine freie Benutzung handelt es sich
zudem bei neu geschaffenen Werken, die einen „hinreichenden Abstand zum
benutzten Werk“ wahren (§ 23 Abs. 1 S. 2 UrhG). Selbst wenn schutzfähige
Elemente übernommen werden, liegt also keine Bearbeitung vor, wenn vor-
bestehende Werke lediglich als Anregung für eine eigenständige Neuschöp-
fung dienen. Hierfür muss ein „hinreichender Abstand“ in dem Sinne gewahrt
sein, dass die entlehnten eigenpersönlichen Züge des benutzten Werkes
angesichts der Eigenart des neuen Werkes „verblassen“.14

8. Keine Anwendung auf gesetzlich – durch
Schrankenbestimmungen – gestattete Bearbeitungen

Die Regelungen der CC-Lizenz zu abgewandeltem Material gelten nicht für
Bearbeitungen, die gesetzlich erlaubt sind (siehe oben und unten zu
Abschnitt 8). Generell gestatten die Schrankenbestimmungen des deutschen
UrhG keine Bearbeitung des benutzten Materials. Vielmehr gilt im Grundsatz
das Änderungsverbot des § 62 UrhG.

Dieses enthält jedoch einige Ausnahmen. § 62 Abs. 4a dürfte im vorliegenden
Kontext die größte Bedeutung haben. Hiernach sind Änderungen der ver-
wendeten Werke gestattet, sofern eine Nutzung nach § 51a UrhG vorgenom-
men wird und es der Benutzungszweck erfordert. Letzteres wird generell
zutreffen: Werden Werke zum Gegenstand von Karikaturen, Parodien oder
eines Pastiches gemacht, müssen sie zu diesem Zweck in aller Regel verändert
werden.

Nutzungen im Rahmen von Karikaturen, Parodien oder Pastiches sind durch
§ 51a UrhG gesetzlich gestattet.15 Für sie benötigt der Nutzer daher keine
Lizenz, sodass weder Abschnitt 1.a der CC-Lizenzen noch andere Regeln der
Lizenz, wie die Attributions-Pflicht oder die ND-Restriktion, anwendbar sind
(siehe Abschnitt 8.a). Dies führt u. a. dazu, dass bei Remixes, Mashups, Sam-

14 Hierzu ausführlich: Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 23
Rn. 39 ff. mit Verweisen auf die ständige Rechtsprechung des BGH.

15 Zur Auslegung siehe Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 51
Rn. 7 ff.
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ples, Fan Art und anderen transformativen Werkschöpfungen keine Quel-
lenangaben erforderlich sind, sofern sie den Begriff des Pastiches erfüllen.16

16 Zur Auslegung des Pastiche-Begriffs siehe Till Kreutzer in GFF (Hrsg.), Der Pastiche im
Urheberrecht, 2022, 13 ff. (https://perma.cc/6BFL-2AV9); derselbe in Mash-ups, Memes
und Remixes nach neuem deutschem Urheberrecht, MMR 2022, 847 (848 ff.), jeweils mit
weiteren Nachweisen.
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II. Abschnitt 1.b. Abwandlungslizenz

PAUL KLIMPEL/FABIAN RACK

Nur BY, SA, NC, NC-SA

Deutsch:

„b. Abwandlungslizenz bezeichnet die Lizenz, die Sie in Bezug auf Ihr Urheberrecht oder
ähnliche Rechte an Ihren Beiträgen zum abgewandelten Material in Übereinstimmng [sic!] mit
den Bedingungen der vorliegenden Public License erteilen.“

Englisch:

“b. Adapter’s License means the license You apply to Your Copyright and Similar Rights in
Your contributions to Adapted Material in accordance with the terms and conditions of
this Public License.”

Die kreative Nutzung von Inhalten gehört zur Kernidee von Open Content.
Bearbeitet die Lizenznehmerin CC-lizenzierte Inhalte Dritter, so kann
zusätzlich zum Schutz des lizenzierten Werks ein eigenes Bearbeiterurhe-
berrecht entstehen (zur Bearbeitung siehe oben Abschnitt 1.a). Damit auch
das bearbeitete Werk den Status von Open Content beibehält, ist eine
Lizenzierung des abgewandelten Materials erforderlich. Die hierbei verwen-
dete Lizenz bezeichnet die CCPL als Abwandlungslizenz. Der Begriff spielt
eine Rolle bei der Lizenzkompatibilität unter der Bedingung SA – Share Alike
(siehe Abschnitt 3 Rn. 175, 189) sowie beim Lizenzangebot an nachfolgende
Empfänger (Abschnitte 2.a.5.A und 2.a.5.B).

Die Lizenzvarianten mit Bearbeitungsverbot (ND) enthalten den Begriff nicht,
da dort eine Bearbeitung nicht weitergegeben werden darf und folglich auch
die Lizenzierung einer Bearbeitung nicht zulässig ist.
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III. Abschnitt 1.c./b./d. Urheberrecht und ähnliche Rechte

JOHN WEITZMANN

BY und NC: c.; ND und NC-ND: b.; SA und NC-SA: d.

Deutsch:

„Urheberrecht und ähnliche Rechte bezeichnet das Urheberrecht und/oder ähnliche, dem
Urheberrecht eng verwandte Rechte, einschließlich insbesondere des Rechts des ausübenden
Künstlers, des Rechts zur Sendung, zur Tonaufnahme und des Sui-generis-Datenbankrechts,
unabhängig davon, wie diese Rechte genannt oder kategorisiert werden. Im Sinne der vorlie-
genden Public License werden die in Abschnitt 2(b)(1)-(2) aufgeführten Rechte nicht als
Urheberrecht und ähnliche Rechte angesehen.“

Englisch:

“Copyright and Similar Rights means copyright and/or similar rights closely related to
copyright including, without limitation, performance, broadcast, sound recording, and Sui
Generis Database Rights, without regard to how the rights are labeled or categorized. For
purposes of this Public License, the rights specified in Section 2(b)(1)-(2) are not Copyright
and Similar Rights.”

Der Wortwahl „ähnliche Rechte“/„similar rights“ liegt ein weites Verständnis
zugrunde, das grundsätzlich alle absolut ausschließenden Rechtskonstrukte
mit erfasst – einschließlich der zivilrechtlichen Registerrechte (Marken etc.)
und sogar des verwaltungsrechtlichen Antiken-/Kulturgutschutzes. Denn
wenn hier nur die verwandten Schutzrechte des UrhG gemeint wären (also
Leistungsschutzrechte und das Sui-generis-Datenbankenrecht), hätte hier der
insoweit kanonische Begriff „related rights“ („Verwandte Schutzrechte“) ver-
wendet werden müssen.

Durch die Wortwahl „similar“/„ähnlich“ wurde der Anwendungsbereich
bewusst weiter gezogen und es dadurch ermöglicht, auch etwa widmungs-
basierte Ausschließlichkeitskonstrukte neben den zivilrechtlichen mit zu
erfassen.

Gestützt wird die Ansicht nicht zuletzt durch die Existenz und den durchaus
erfolgenden Einsatz der DL-DE. Diese ist ebenfalls widmungsbasiert und
funktioniert gerade nicht zivilrechtlich (vgl. E. Öffentliche Hand Rn. 30),
woran sich insb. staatliche Stellen nicht zu stören scheinen, sondern im
Gegenteil oft die Kompatibilität der DL-DE zu gängigen Open-Data-Lizenzen
postulieren, obwohl es hier um zwei getrennte Rechtsregime geht: Zivilrecht
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bei CCPL, ODbL, ODC usw. und Verwaltungsrecht bei der DL-DE und bei
antikenrechtlichen Erlaubnissen.

Ausdrücklich nicht erfasst von der Lizenzgewährung gem. Abschnitt 2 als
„ähnliche Rechte“ sind indes die Patent- und Kennzeichnungsrechte, wie
Abschnitt 2.b.2 ausdrücklich klarstellt. Dies bezieht sich jedoch nur auf die
spezifische Schutzrichtung dieser Rechte – beim Markenrecht z.B. die mar-
kenmäßige Nutzung.

IV. Abschnitt 1.c. SA-kompatible Lizenz

Deutsch:

CC BY-SA: „c. BY-SA-kompatible Lizenz bezeichnet eine unter creativecommons.org/
compatiblelicenses genannte Lizenz, die Creative Commons als der vorliegenden Public
License im Wesentlichen gleichwertig anerkannt hat.“

CC BY-NC-SA: „c. BY-NC-SA-kompatible Lizenz bezeichnet eine unter creativecommons.org/
compatiblelicenses genannte Lizenz, die Creative Commons als der vorliegenden Public License
im Wesentlichen gleichwertig anerkannt hat.“

Englisch:

CC BY-SA: “c. BY-SA Compatible License means a license listed at creativecommons.org/
compatiblelicenses, approved by Creative Commons as essentially the equivalent of this
Public License.”

CC BY-NC-SA: “c. BY-NC-SA Compatible License means a license listed at creativecommons.
org/compatiblelicenses, approved by Creative Commons as essentially the equivalent of this
Public License.”

Die Definition der SA-kompatiblen Lizenz steht im Kontext der Umsetzung
des Copyleft-Prinzips, also der Verpflichtung eines Lizenznehmers, bei der
Weitergabe von abgewandeltemMaterial (siehe Abschnitt 1.a) dieses ebenfalls
unter eine freie Lizenz zu stellen. Die Frage der Kompatibilität bestimmt die
Auswahl der in Frage kommenden Lizenzen. Siehe hierzu im Einzelnen die
Ausführungen zum Lizenzmodul Share Alike unter Abschnitt 3.b.
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V. Abschnitt 1.d./c./e. Wirksame technische
Schutzmaßnahmen

LISA KÄDE

BY und NC: d.; ND und NC-ND: c.; SA und NC-SA: e

Wirksame technische Schutzmaßnahmen bezeichnet solche Maßnahmen, die gemäß
gesetzlichen Regelungen auf der Basis des Artikels 11 des WIPO Copyright Treaty vom 20. De-
zember 1996 und/oder ähnlicher internationaler Vereinbarungen ohne entsprechende Erlaubnis
nicht umgangen werden dürfen.

Literatur: Ina Lucas, Zur „Wirksamkeit“ technischer Maßnahmen gemäß § 95a UrhG nach
Maßgabe der Richtlinie 2001/29/EG – zugleich eine Darstellung deutscher und finnischer
Rechtsprechung, GRUR Int. 2017, 114; Stefan Bechtold, Vom Urheber- zum Informationsrecht –
Implikationen des Digital Rights Managements, Dissertation, München 2002; Peter Wand,
Technische Schutzmaßnahmen und Urheberrecht: Vergleich des internationalen, europäischen,
deutschen und US-amerikanischen Rechts, Dissertation, München 2001.

Die Definition grenzt den Begriff auf wirksame technische Schutzmaßnahmen
ein, deren Umgehung ohne Erlaubnis gesetzlich verboten ist. Dabei sind
Grundlage für das Umgehungsverbot solche Normen, die auf Art. 11 des WIPO
Copyright Treaty (WCT) bzw. ähnlichen internationalen Vereinbarungen
basieren.

Die Definition wurde in Version 4.0 eingeführt, soll aber keine inhaltliche
Änderung bewirken, sondern lediglich den Anwendungsbereich des Verbotes
technischer Schutzmaßnahmen klarstellen.1

Gemäß Art. 11 WCT (WIPO Copyright Treaty) gewährleisten die Vertrags-
parteien2, zu denen auch Deutschland gehört, einen angemessenen Rechts-
schutz und wirksame Rechtsmittel gegen die Umgehung wirksamer techni-
scher Maßnahmen. Es handelt sich dabei gemäß Art. 11 des Vertrags um solche
Maßnahmen,

1 Vgl. Wiki – Anwendung wirksamer technischer Schutzmaßnahmen durch Lizenznehmer
verboten, https://perma.cc/LYM2-4KBG.

2 Eine Liste der Vertragsparteien ist abrufbar unter WIPO-Administered Treaties, https://
perma.cc/W2UN-89XL.
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· die von Urhebern ergriffen werden,

· und die im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Rechte nach dem WCT
oder der Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und
Kunst („Berne Convention“) stehen,

· und die solche Handlungen in Bezug auf die Werke der Urheberinnen
beschränken, die nicht von den Urhebern oder aufgrund Gesetzes zuge-
lassen sind.3

Weitere internationale Grundlagen für den Schutz technischer Maßnahmen
finden sich in Art. 7 Abs. 1 c) der Computerprogramm-Richtline4, in Art. 6 der
InfoSoc-Richtlinie5, sowie Art. 8 Abs. 2 der DSM-Richtlinie6.

In Deutschland ist der Schutz technischer Maßnahmen in den §§ 95a bis 95d
UrhG geregelt. Die Vorschriften setzen die zuvor genannten internationalen
Richtlinien bzw. Vereinbarungen um. § 95a UrhG definiert den Begriff der
technischen Maßnahme und enthält die grundlegenden Maßgaben für den
Schutz derselben. Das Verbot in § 95a Abs. 1 UrhG lautet:

„Wirksame technische Maßnahmen zum Schutz eines nach diesem Gesetz geschützten
Werkes oder eines anderen nach diesem Gesetz geschützten Schutzgegenstandes dürfen
ohne Zustimmung des Rechtsinhabers nicht umgangen werden, soweit dem Handelnden
bekannt ist oder den Umständen nach bekannt sein muss, dass die Umgehung erfolgt, um
den Zugang zu einem solchen Werk oder Schutzgegenstand oder deren Nutzung zu
ermöglichen.“

Die Umgehung technischer Maßnahmen ist also ohne Zustimmung der
Schutzrechtsinhaber grundsätzlich nicht erlaubt,7 wenn die Umgehung mit
dem Ziel erfolgt, Zugang zu bzw. Nutzung eines Werkes oder Schutzgegen-
standes zu ermöglichen und die Handelnden sich dessen zumindest bewusst

3 Vgl. den Text des WIPO Copyright Treaty, https://perma.cc/6S6P-FPWS.
4 Richtlinie 2009/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.04.2009 über

den Rechtsschutz von Computerprogrammen.
5 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.05.2001 zur

Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft.

6 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.04.2019 über
das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur
Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG.

7 LG München I, Urt. v. 26.07.2012, 7 O 10502/12 – LG München I, Schlussurteil vom
26.07.2012–7 O 10502/12 – LG München I: Herstellungs- und Vertriebsverbot von Auf-
nahmesoftware für bestimmte Streamingplattform (GRUR-Prax).
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sein müssten. Zur (erlaubten) Umgehung technischer Schutzmaßnahmen zur
Ausübung der lizenzierten Rechte im Rahmen der CC-Lizenzen vergleiche
allerdings Abschnitt 2.a.4.

Nach § 95a Abs. 2 S. 1 UrhG und fast wortgleich auch Art. 6 Abs. 3 S. 1 InfoSoc-
RL sind technische Maßnahmen im Sinne der Vorschrift solche „Technolo-
gien, Vorrichtungen und Bestandteile, die im normalen Betrieb dazu bestimmt
sind, geschützte Werke oder andere nach diesem Gesetz [Anm: UrhG]
geschützte Schutzgegenstände betreffende Handlungen, die vom Rechtsin-
haber nicht genehmigt sind, zu verhindern oder einzuschränken.“

Wirksam sind technische Maßnahmen gemäß § 95a Abs. 2 S. 2 UrhG (fast
wortgleich aus Art. 6 Abs. 3 S. 2 der InfoSoc-RL übernommen), „soweit durch
sie die Nutzung eines geschützten Werkes oder eines anderen nach diesem
Gesetz geschützten Schutzgegenstandes von dem Rechtsinhaber durch eine
Zugangskontrolle, einen Schutzmechanismus wie Verschlüsselung, Verzer-
rung oder sonstige Umwandlung oder einen Mechanismus zur Kontrolle der
Vervielfältigung, die die Erreichung des Schutzziels sicherstellen, unter Kon-
trolle gehalten wird.“

Da das Gesetz und auch die Definition des Lizenztextes auf „wirksame“
Maßnahmen abstellen, ist maßgeblich, welcher Wert der „Wirksamkeit“
zukommt. Nach der Rechtsprechung in Deutschland sind solche Maßnahmen
wirksam, deren Umgehung eine Hürde darstellt, die eine normale Nutzerin
nicht ohne Weiteres überwinden kann.8 Dabei ist auch relevant, ob Software
allgemein verfügbar ist, die die Umgehung ermöglicht – auch dann sei die
Maßnahme möglicherweise nicht „wirksam“,9 andere lassen die Verfügbarkeit
nicht ausreichen, sehen aber Maßnahmen, die durch einfache „Tricks“
umgangen werden können, als nicht wirksam an.10 Das Maß des „normalen
Nutzers“ dürfte sich wiederum naturgemäß entlang des technischen Fort-
schritts weiterentwickeln.

8 LG München I, Urt. v. 26.07.2012, 7 O 10502/12 – LG München I, Schlussurteil vom
26.07.2012–7 O 10502/12 – LG München I: Herstellungs- und Vertriebsverbot von Auf-
nahmesoftware für bestimmte Streamingplattform (GRUR-Prax).

9 Vgl. LG München, Urt. v. 26.07.2012, 7 O 10502/12 – Tubebox; sowie Barbara Stickelbrock,
Die Zukunft der Privatkopie im digitalen Zeitalter, GRUR 2004, 736, 739.

10 Vgl. Artur-Axel Wandtke/Claudia Ohst, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), 6. Auflage 2022,
UrhG § 95a Rn. 50; sowie Ina Lucas, Zur „Wirksamkeit“ technischer Maßnahmen gemäß
§ 95a UrhG nach Maßgabe der Richtlinie 2001/29/EG – zugleich eine Darstellung deut-
scher und finnischer Rechtsprechung, GRUR Int. 2017, 114, (115).

34

35

36

Kommentierung CCPL

86 Käde



Beispiele. Eine nicht wirksame Maßnahme ist etwa ein Kopierschutz, der auf
einer CD angebracht wurde, wenn das (unter Umständen sogar vorinstallierte)
Media-Player-Programm auf einem Computer bei Einlesen der CD diesen
ohne weiteres ignoriert und ermöglicht, die CD zu kopieren. Auch an einer bei
YouTube oder einschlägigen Streaming-Anbietern abrufbaren Videodatei zur
Verhinderung von Vervielfältigungen angebrachte Maßnahmen dürften
unwirksam sein, wenn das Video mittels einschlägiger Tools heruntergeladen
oder durch eine schlichte Bildschirmaufzeichung vervielfältigt werden kann.

Wirksam im Sinne der Definition wäre etwa eine Maßnahme, die den Zugang
zu dem Werk nur unter Eingabe von Benutzername und Passwort ermöglicht,
und auch sämtliche andere Maßnahmen des Digital Rights Managements
(DRM), die den Zugang zu oder Modifikationen des Werkes beschränken,
ohne dass eine Umgehung für einen „normalen Nutzer“ mit Durchschnitts-
kenntnissen möglich ist.

Bisweilen wird die Umgehung eines Kopierschutzes als sportliche Heraus-
forderung angesehen, bis sich die Umgehungsmöglichkeit so weit etabliert
hat, dass nicht mehr von einer wirksamen technischen Schutzmaßnahme
ausgegangen werden kann: So geschehen im Fall des DVD-Verschlüsselungs-
algorithmus CSS (Control Scrambling System), mit dem das Abspielen von
DVDs auf nicht autorisierter Hardware unterbunden werden sollte. Mit der
Entwicklung und Verbreitung von DeCSS – einem Programm zur Entschlüs-
selung des Algorithmus – kann CSS mittlerweile nicht mehr als wirksam
betrachtet werden.11

Nicht erfasst hingegen ist die Umgehung solcher Maßnahmen, die nicht dazu
bestimmt sind, das Ausüben lizenzierter Rechte zu verhindern: So unterbindet
etwa der Regionalcode bei DVDs lediglich das Abspielen auf DVD-Recordern,
denen bestimmte geographische Regionen zugewiesen sind, nicht jedoch die
Vervielfältigung. Das Abspielen – die Rezeption des Werkes – ist jedoch
grundsätzlich eine zulässige Handlung.12

Die Regelungen zum Schutz technischer Schutzmaßnahmen im deutschen
Urheberrecht sehen für einige Situationen Ausnahmen von dem Umge-
hungsverbot vor. § 95a Abs. 4 UrhG nimmt etwa „Aufgaben und Befugnisse

11 Vgl. Artur-Axel Wandtke/Claudia Ohst, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), 6. Auflage 2022,
UrhG § 95a Rn. 34.

12 Vgl. dazu auch Artur-Axel Wandtke/Claudia Ohst, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), 6. Auf-
lage 2022, UrhG § 95a Rn. 43 und 35.
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öffentlicher Stellen zum Zwecke des Schutzes der öffentlichen Sicherheit oder
der Strafrechtspflege sowie die Befugnisse von Kulturerbe-Einrichtungen
gemäß § 61d UrhG“ von dem Verbot der Umgehung aus. Die Ausnahme dürfte
jedoch keine Auswirkung auf die Definition der Schutzmaßnahmen entfalten.
Die Definition der Schutzmaßnahmen in den CC-Lizenzen bezieht sich auf
alle Maßnahmen, die grundsätzlich nicht umgangen werden dürfen, unab-
hängig davon, ob in Sonderkonstellationen Ausnahmen greifen.

Unabhängig davon ist die Umgehung im Rahmen der Ausübung der lizen-
zierten Rechte im Rahmen der CC-Lizenzen erlaubt, vgl. dazu Abschnitt 2.a.4.
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VI. Abschnitt 1.e./d./f. Ausnahmen und Beschränkungen

FABIAN RACK

BY und NC: e.; ND und NC-ND: d.; SA und NC-SA: f.

Deutsch:

„Ausnahmen und Beschränkungen bezeichnet Fair Use, Fair Dealing und/oder jegliche andere
Ausnahme oder Beschränkung des Urheberrechts oder ähnlicher Rechte, die auf Ihre Nutzung
des lizenzierten Materials Anwendung findet.“

Englisch:

“Exceptions and Limitations means fair use, fair dealing, and/or any other exception or
limitation to Copyright and Similar Rights that applies to Your use of the Licensed Material.”

Die CCPL bringt an mehreren Stellen zum Ausdruck, dass eine CC-Lizenzie-
rung keinen Zustand erzeugt, bei dem die lizenzierten Materialien hinter den
Freiheiten zurückstehen, die im Rahmen gesetzlicher Nutzungserlaubnisse
gewährt werden:

· Abschnitt 2.a.2 regelt im Rahmen der Lizenzgewährung, dass die CCPL
nicht anwendbar ist und Bedingungen nicht einzuhalten sind, soweit bei der
Nutzung Ausnahmen und Beschränkungen greifen.

· Abschnitt 8.a stellt klar – wenn auch nicht unter Verwendung des
Begriffspaars Ausnahme und Beschränkung –, dass die CCPL keine Nut-
zungen mit Bedingungen belegt, die ohne eine Erlaubnis einer CC-Lizenz
zulässig wären.

Zugleich werden durch die Vorrangigkeit von Ausnahmen und Beschrän-
kungen bei deren Vorliegen auch keine CC-Lizenzpflichten ausgelöst, weil
der Lizenzvertrag nicht zustande kommt.

Die Definition von „Ausnahmen und Beschränkungen“ benennt mit Fair Use
und Fair Dealing exemplarisch zwei Konzepte für den gesetzlich erlaubten
Umgang mit urheberrechtlich geschütztem Material. „Fair Use“ ist eine Dok-
trin aus dem US-Recht, die die Nutzung von urheberrechtlich geschützten
Inhalten unter bestimmten Voraussetzungen1 erlaubt; in der restlichen eng-
lischsprachigen Welt wird dieses Konzept als „Fair Dealing“ bezeichnet. Das

1 Geregelt im US-Copyright unter 17 U.S.C. § 107.

43

44

45

Abschnitt 1 – Definitionen

892025 Fabian Rack, CC BY 4.0 – https://doi.org/10.24921/2025.94115974.15



deutsche bzw. kontinentaleuropäische Urheberrecht kennt diese Konzepte so
nicht. Angesichts des internationalen Ansatzes der CCPL4 verwundert die
Begriffswahl nicht. Zugleich schadet sie der Anwendung im deutschen
Urheberrecht nicht, weil sie nur beispielhaft ist und „jegliche andere Aus-
nahme oder Beschränkung des Urheberrechts oder ähnlicher Rechte“ gemäß
der Definition den Raum für Urheberrechtsbeschränkungen aller Jurisdiktio-
nen eröffnet.

Aus der Sicht des deutschen Urheberrechts fallen alle gesetzlichen Nut-
zungserlaubnisse der §§ 44a ff. UrhG unter die Definition der Ausnahmen und
Beschränkungen, also zum Beispiel, dass eine Nutzung unter die gesetzliche
Zitierfreiheit (§ 51 UrhG) oder unter die Freiheit der Privatkopie (§ 53 Abs. 1
UrhG) fällt.

Die Gemeinfreiheit von Inhalten lässt die CCPL unberührt, belegt also eine
Nutzung von urheberrechtsfreien Inhalten niemals mit Bedingungen.
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VII. Abschnitt 1.f./e./h. Lizenziertes Material

JOHN WEITZMANN

BY und NC: f.; ND und NC-ND: e.; SA und NC-SA: h.

Deutsch:

„Lizenziertes Material bezeichnet das Werk der Literatur oder Kunst, die Datenbank oder das
sonstige Material, welches der Lizenzgeber unter die vorliegende Public License gestellt hat.“

Englisch:

“Licensed Material means the artistic or literary work, database, or other material to which
the Licensor applied this Public License.”

Auch wenn das Urheberrecht bereits sehr früh durch Verträge global etabliert
wurde (bereits 1886 unterzeichneten zunächst acht Staaten die Berner Über-
einkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst), wird der Werk-
begriff des Urheberrechts international in den Details unterschiedlich ver-
standen. Das gilt insbesondere beim Vergleich des Werkbegriffs des deutschen
UrhG mit dem anglo-amerikanischen Copyright.

Die CCPL als international angelegter Standardvertrag definiert deshalb einen
übergeordneten Begriff, der sowohl Werke als auch weitere Lizenzgegen-
stände umfasst. Entscheidend ist, dass Inhalte Gegenstand einer Lizenzierung
sein können, weil der Lizenzgeber diesbezüglich ein Ausschließlichkeitsrecht
innehat, über das er verfügen kann.

Die Definition des lizenzierten Materials bildet den gedanklichen Einstieg in
das Konglomerat der aufeinander bezogenen Definitionsabschnitte „Li-
zenziertes Material“, „Lizenzierte Rechte“, „Lizenzgeber“, „Urheberrecht und
ähnliche Rechte“ und „Sui-generis Datenbankenrechte“ (und genau genom-
men auch „Sie“ als letzte Definition in Abschnitt 1, die aber keine eigenstän-
dige Relevanz hat). Durch den reduzierten Wortlaut dieser Abschnitte sind
stets noch mehrere weitere Textteile heranzuziehen, um die Abschnitte
definitorisch zu vervollständigen.

Hier wird der Begriff „Material“ als Oberbegriff verwendet, dem sowohl die
Schutzgegenstände von Urheberrecht und verwandten Schutzrechten unter-
fallen als auch Datenbanken und andere Dinge, an denen „ähnliche Rechte“
bestehen können, wie die nachfolgende Definition „Lizenzierte Rechte“ und
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die weiter vorne stehende Definiton „Urheberrecht und ähnliche Rechte“
bestimmen (siehe auch dort).

Die Formel „unter die vorliegende Public License gestellt“ meint nichts
anderes als die Verfügbarmachung des Materials – egal ob nur individuell oder
für die Allgemeinheit – unter Beifügung eines Hinweises, der vom Horizont
eines normal verständigen Betrachters aus besagt, dass die Bedingungen der
im Hinweis genannten CCPL für die Nutzung des Materials gelten sollen (vgl.
auch zum Vertragsschluss CCPL Einl Rn. 5). Sie sorgt dafür, dass das Spektrum
des lizenzierten bzw. lizenzierbaren Materials letztlich über das Spektrum der
von der Lizenz erfassten Rechte bestimmt wird. Diese ergeben sich aus dem
nachfolgenden Definitionsabschnitt „Lizenzierte Rechte“ zusammen mit „Ur-
heberrecht und ähnliche Rechte“ und „Sui-generis Datenbankenrechte“.

Beispiele für CC-lizenzierbares Material sind einerseits Werke im Sinne des
§ 2 UrhG (vgl. Wortlaut „Werke der Literatur und Kunst“, der mit letzterem
Begriff alle nicht-literarischen Werkarten einschließlich der unbenannten
erfassen soll, vgl. auch Definition „Urheberrecht und ähnliche Rechte“), zum
anderen die erst seit Version 4.0 ebenfalls ausdrücklich genannten Daten-
banken.1 Mit letzteren sind sowohl Datenbankwerke gemeint als auch – nicht
zuletzt erkennbar an der umfassenden Behandlung von Sui-generis-Rechten
im Lizenztext – Datenbanken ohne Werkqualität, an denen jedoch ein
Datenbankherstellerrecht im Sinne des §§ 87b ff. UrhG besteht. Drittens
erfasst die Formel „sonstiges Material“ alle übrigen Gegenstände, an denen
„lizenzierte Rechte“ (vgl. nachfolgenden Definitionsabschnitt) bestehen. Das
erfasst über die weitere Definition „Urheberrecht und ähnliche Rechte“ alle
Arten von Inhalten, an denen Leistungsschutzrechte bestehen.

Kein CC-lizenzierbares Material sind Inhalte, an denen einzig Patent-,
Kennzeichen- oder Persönlichkeitsrechte bestehen, vgl. Abschnitt 2.b.1 und 2.
Alle drei bezeichnen die jeweiligen Rechtsgebiete generell: Patentrechte
meinen entsprechend auch Gebrauchsmusterrechte, Kennzeichenrechte
meinen neben Marken auch Geschmacksmuster.

Ebenfalls kein CC-lizenzierbares Material ist solches, das zwar schutzfähig ist
im Sinne des Urheberrechts, der verwandten Schutzrechte und des Daten-
bankherstellerrechts, bei dem der Schutz jedoch tatsächlich nicht (mehr)

1 In den Versionen bis einschließlich 3.0 international war der Begriff Datenbanken so
noch nicht enthalten, wohl aber in der für den deutschsprachigen Raum portierten
Fassung der Version 3.0.
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besteht. Das „unter die vorliegende Public License gestellt hat“ ist entspre-
chend nicht auf den äußeren Akt und Anschein gemünzt zu verstehen, son-
dern meint das Rechtsgeschäft. An diesem fehlt es, wenn mangels bestehender
Ausschließlichkeitsrechte gar nichts zu Lizenzierendes vorhanden ist. Wird
also bspw. ein gemeinfreier Text mit CC-Lizenzhinweis versehen, liegt schon
kein rechtserhebliches Unter-eine-CC-Lizenz-Stellen vor und handelt es sich
mithin nicht um lizenziertes Material. Sehr wahrscheinlich wird stattdessen
eine Schutzrechtsberühmung vorliegen (vgl. auch Abschnitt 8 Rn. 7).
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VIII. Abschnitt 1.g./f./i. Lizenzierte Rechte

JOHN WEITZMANN

BY und NC: g.; ND und NC-ND: f.; SA und NC-SA: i.

Deutsch: „g. Lizenzierte Rechte bezeichnet die Ihnen unter den Bedingungen der vorliegenden
Public License gewährten Rechte, welche auf solche Urheberrechte und ähnlichen Rechte
beschränkt sind, die Ihre Nutzung des lizenzierten Materials betreffen und die der Lizenzgeber
zu lizenzieren berechtigt ist.“

Englisch: “g. Licensed Rights means the rights granted to You subject to the terms and
conditions of this Public License, which are limited to all Copyright and Similar Rights that
apply to Your use of the Licensed Material and that the Licensor has authority to license.”

Die Definition „Lizenzierte Rechte“ ist als Sammelpunkt konstruiert, während
die eigentliche Benennung der lizenzierten Rechte weitgehend an anderen
Stellen im Lizenztext zu finden ist: Die „unter den Bedingungen der vorlie-
genden Public License gewährten Rechte“ sind verteilt auf die Definitionen
von Urheber- und ähnlichen Rechten in Abschnitt 1.c und von Datenbank-
herstellerrechten in Abschnitt 1.j sowie den Abschnitt 2.a.1 „Lizenzgewäh-
rung“, den als Ausnahmeregelung konstruierten Abschnitt 2.b „Sonstige
Rechte“ und die Sonderregelungen in Abschnitt 4 „Sui-Generis-Datenban-
kenrechte“. Dieser Aufbau soll die Lesbarkeit für juristische Laien verbessern,
statt juristenartig mit (sich ggf. sogar wiederholenden) langen Aufzählungen
erlaubter Nutzungen zu arbeiten oder lange Textabschnitte vor die Klammer
zu ziehen. Bis einschließlich Version 3.0 erfolgte die Benennung der lizen-
zierten Rechte ebenfalls direkt in der Lizenzgewährung, hatte aber keinen
eigenen Ankerpunkt im Definitionsteil.

Satz 1 der Definition klingt zu Beginn tautologisch, enthält dann jedoch ab
dem Relativsatz zumindest sprachlich eine eigenständige Beschränkung.
Inwiefern diese jedoch relevante Wirkung entfaltet, ist fraglich:

Das Wort „solche“ und die Bezugnahme auf die in Abschnitt 1.c sehr weit
gezogenen Urheber- und ähnlichen Rechte stellt klar, dass hier nicht die
Gattungen von Rechten beschränkt werden sollen. Vielmehr geht es darum,
dass sich die CCPL bei ihren Erlaubnissen kontextabhängig auf das Nötigste
beschränken sollen. Es soll also nichts vorab erlaubt werden, was im kon-
kreten Fall gar nicht Teil des Nutzungsvorgangs ist und wofür eine Erlaubnis
mithin auch gar nicht gebraucht wird. Die praktische Relevanz dieses er-
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laubnistechnisch „atmenden“ Ansatzes dürfte jedoch gering sein, da sich die
Erlaubnis der Lizenz automatisch und umgehend erweitert, sobald weitere
lizenzkonforme Nutzungsweisen oder -aspekte hinzukommen. Zudem ist sehr
fraglich, ob diese Definition umgekehrt die Grundregel beeinflussen kann –
oder auch nur beeinflussen soll, wonach einmal gegebene CC-Erlaubnisse
unwiderruflich fortgelten bis zum Ende der Schutzdauer der Inhalte (vgl.
Abschnitt 6.a Satz 1). Wenn sie hierauf keinen Einfluss hat, können Erlaub-
nisse nur hinzukommen, nie aber nachträglich wieder wegfallen, und das
„Atmen“ käme nur als ein Einatmen vor, um im Bild zu bleiben, wohingegen es
kein Ausatmen geben kann. Konkrete Konstellationen, bei denen das im
Ergebnis Vorteile für Lizenzgeberin oder Lizenznehmer bringt, sind nicht
ersichtlich.

Der ganz am Schluss stehende Verweis auf die Voraussetzung einer
Berechtigung der Lizenzgeberin ist zumindest insoweit rein deklaratorisch,
wie es ohnehin bereits von Gesetzes wegen keinen gutgläubigen Erwerb von
Nutzungsrechten gibt. Nach deutschem Recht ist das für Urheberrechte und
verwandte Schutzrechte der Fall.1 In anderen Rechtsordnungen und vor allem
bei gewerblichen Schutzrechten mag es anders sein, aber diese sind in ihrem
Entstehen bzw. Bestand typischerweise von formalen Akten wie Anmeldun-
gen abhängig, unterfallen damit nicht dem Sammelbegriff „[dem Urheber-
recht] ähnliche Rechte“ in Abschnitt 1.c. und werden von den CCPL daher gar
nicht erfasst. Auch hier ist daher das Bilden konkreter Konstellationen
schwierig, bei denen die Definition „Lizenzierte Rechte“ einen relevanten
guten Glauben tangieren könnte.

1 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 24.
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IX. Abschnitt 1.g. Lizenzelemente

FABIAN RACK

Nur SA und NC-SA

SA:

Deutsch:
„Lizenzelemente bezeichnet die Lizenzeigen-
schaften, die in der Bezeichnung einer Creative
Commons Public License aufgeführt werden. Die
Lizenzelemente der vorliegenden Public License
sind Namensnennung und Share Alike.“

Englisch:
„License Elements means the license attributes
listed in the name of a Creative Commons Public
License. The License Elements of this Public
License are Attribution and ShareAlike.“

NC-SA:

Deutsch:
„Lizenzelemente bezeichnet die Lizenzeigen-
schaften, die in der Bezeichnung einer Creative
Commons Public License aufgeführt werden. Die
Lizenzelemente der vorliegenden Public License
sind Namensnennung, Nicht kommerziell und
Share Alike.“

Englisch:
„License Elements means the license attributes
listed in the name of a Creative Commons Public
License. The License Elements of this Public
License are Attribution, NonCommercial, and
ShareAlike.“

Den Begriff der Lizenzelemente definiert die CCPL als die einzelnen „Li-
zenzeigenschaften, die in der Bezeichnung einer Creative Commons Public
License aufgeführt werden“. Gemeint sind die Module der CC-Lizenzen, die
jeweils die spezifischen Lizenzpflichten bzw. Bedingungen für die Nutzung
des Materials enthalten (BY, SA, NC, ND). Im Vertragstext der CCPL spielt der
Begriff der Lizenzelemente allein in den Lizenzvarianten mit der Bedingung
SA – Share Alike (also CC BY-SA und CC BY-NC-SA) eine Rolle: Bearbeitet ein
Lizenznehmer einen Inhalt und gibt er ihn weiter, so muss unter Share Alike
eine zur Ausgangslizenz kompatible Abwandlungslizenz vergeben werden
(siehe Abschnitt 1.b und Abschnitt 3.b.1 bei den Share Alike-Lizenzvarianten).
Dies erfordert, dass die Abwandlungslizenz gemäß Abschnitt 3.b.1 dieselben
Lizenzelemente enthält wie die Ausgangslizenz. Hierfür kommen allein die
Lizenzelemente in den Kombinationen BY und SA sowie BY, NC und SA in
Betracht. Weiteres siehe unter Abschnitt 3.
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X. Abschnitt 1.h./g./j. Lizenzgeber

JOHN WEITZMANN

BY und NC: h.; ND und NC-ND: g.; SA und NC-SA: j.

Deutsch:

„Lizenzgeber bezeichnet die natürliche(n) oder juristische(n) Person(en), die unter der vor-
liegenden Public License Rechte gewährt (oder gewähren).“

Englisch:

“Licensor means the individual(s) or entity(ies) granting rights under this Public License.”

Die Lizenzgeberrolle wird in der CCPL sehr schlicht über die rechtliche Fä-
higkeit definiert, die von der Lizenz erfassten Rechte (vgl. in jeder Lizenzva-
riante der CCPL 4.0 den jeweils direkt vorher stehenden Definitionsabschnitt)
gewähren zu können. Soweit nach deutschem Recht statt von Gewährung von
Rechten von ihrer Einräumung gesprochen wird, ist diese vom Wortlaut der
Definition ohne Weiteres mit erfasst.

Der direkt vorher definierte Rechteumfang („Urheberrecht und ähnliche
Rechte“) ist in mehrfacher Hinsicht nicht aus sich selbst heraus eine voll-
ständige Definition, sondern erhält seinen definitiven Inhalt erst im Zusam-
menspiel mit dem wiederum direkt davor definierten Lizenzgegenstand
(„Lizenziertes Material“ unter Abschnitt 1.f) sowie der Definition von Daten-
bankherstellerrechten in Abschnitt 1.j und den verschiedenen im weiteren
Lizenztext genauer bezeichneten Rechten, also insbesondere Abschnitt 2.a.1
„Lizenzgewährung“, dem als Ausnahmeregelung konstruierten Abschnitt 2.b
„Sonstige Rechte“ und den Sonderregelungen in Abschnitt 4 „Sui-Generis-
Datenbankenrechte“. Dass in dieser Weise mitunter erst Verkettungen von
Lizenztextteilen die urheberrechtlichen Grundbausteine wie Lizenzgeber und
Rechteumfang ergeben, soll den erst seit Version 4.0 in dieser Weise
umstrukturierten Lizenztext für Laien besser lesbar machen, die typischer-
weise Schwierigkeiten mit einem „juristenhaften“ Vor-die-Klammer-Ziehen
und langen Definitionsblöcken haben.

Lizenzgeber sind also diejenigen, die über sämtliche in der CCPL genannten
Rechte wirksam verfügen können und dies in Form der Freigabe (durch
Verfügbarmachen des lizenzierten Materials nebst CCPL-Hinweis) auch selbst
tun. Dies können, müssen aber im Falle urheberrechtlich geschützter Werke
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nicht die Urheberinnen bzw. Urheber selbst sein. Vielmehr ist es grundsätzlich
möglich, dass eine natürliche oder juristische Person so umfassende Rechte
am Werk anderer erlangt, dass diese Person eine CCPL-Freigabe aus abge-
leitetem Recht vornehmen kann. Nach dem deutschen Urheberrechtsgesetz
entsteht und verbleibt das eigentliche Urheberrecht zwingend beim Urheber,
einräumen kann er nur Nutzungsrechte.

Die diversen Mechanismen im UrhG, die es Verwerterindustrien schwer
machen sollen, Kreativen zu umfassend und zu endgültig Rechte abzunehmen
(sog. Total Buy-Out), schränken insofern auch den praktischen Umgang mit
den CCPL deutlich ein. Sollen nämlich Personen oder Institutionen bei CCPL-
Freigaben als Lizenzgeber fungieren, was in vielen Open-Content-Projekten
die einfachste und damit im Sinne möglichst niedriger Transaktionskosten
vorzugswürdige Vorgehensweise wäre, müssen dafür nach deutschem Recht
üblicherweise umfassende Rechteeinräumungen ähnlich einem Total Buy-Out
konstruiert werden – was über Projekt-Teilnahmebedingungen als AGB teil-
weise gar nicht möglich ist (vgl. zur AGB-Thematik und den sog. Linux-
Klauseln des UrhG VorCCPL Rn. 26 ff.). Das trägt dann nicht nur den Grund-
Antagonismus der klassischen Verwertungslogik des Urheberrechts in Pro-
jekte und Communities hinein, in denen er sonst gar nicht vorkäme und wo er
auch nicht hingehört, sondern erhöht die indirekten Transaktionskosten für
solche Projekte, oft bis jenseits des Verkraftbaren.

Vorzugswürdig im Zusammenhang mit den CCPL ist nach deutschem Recht –
zumindest, wenn urheberrechtlich geschütztes Material lizenziert werden
soll – in der Regel die Konstellation, bei der die Lizenzgeberin zugleich auch
selbst die Inhaberin des Urheberrechts im Sinne des § 7 UrhG ist bzw. bei der
sie zur Gruppe der Lizenzgeber gehört, wo es derer mehrere gibt. Soweit es
dagegen um Lizenzgegenstände geht, an denen einzig andere von den CCPL
erfasste Rechte bestehen (etwa Datenbankherstellerrechte), kann ohne ver-
gleichbare Schwierigkeiten aus abgeleitetem Recht mittels CCPL freigegeben
werden.

Welche rechtlichen Schritte für eine wirksame und vom Umfang her ausrei-
chende Ableitung von Rechten jeweils erforderlich sind, richtet sich nach den
auch sonst, außerhalb der CC-Welt jeweils einschlägigen rechtlichen Rege-
lungen. Es hängt daher maßgeblich davon ab, was für Rechte im konkreten
Fall überhaupt eine Rolle spielen können, was wiederum seinerseits davon
abhängt, welches Material jeweils unter CCPL freigegeben werden soll (vgl.
dazu auch die Definition „Lizenziertes Material“ in Abschnitt 1.f).
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XI. Abschnitt 1.i./j./h. Weitergabe

PAUL KLIMPEL/FABIAN RACK

BY und NC-ND: i.; SA: k.; NC: j; NC-SA: l.; ND: h

Deutsch:

„Weitergabe meint, Material der Öffentlichkeit bereitzustellen durch beliebige Mittel oder
Verfahren, die gemäß der lizenzierten Rechte Zustimmung erfordern, wie zum Beispiel Ver-
vielfältigung, öffentliche Vorführung, öffentliche Darbietung, Vertrieb, Verbreitung, Wiedergabe
oder Übernahme und öffentliche Zugänglichmachung bzw. Verfügbarmachung in solcher
Weise, dass Mitglieder der Öffentlichkeit auf das Material von Orten und zu Zeiten ihrer Wahl
zugreifen können.“

Englisch:

“Share means to provide material to the public by any means or process that requires
permission under the Licensed Rights, such as reproduction, public display, public
performance, distribution, dissemination, communication, or importation, and to make
material available to the public including in ways that members of the public may access
the material from a place and at a time individually chosen by them.”

Der Begriff der Weitergabe ist sowohl zentral für die Frage,wann die Pflichten
der CCPL greifen (bzw. wann der Lizenzvertrag zustande kommt), sowie,
welche Nutzungsrechte dem Lizenznehmer im Rahmen der Lizenzgewäh-
rung eingeräumt werden.

Die Pflichten der CCPL, also etwa die Namensnennungspflicht BY, greifen
nicht bei jeglichem Umgang mit dem lizenzierten Material, sondern unter der
Voraussetzung, dass das Material im Sinne der Lizenz genutzt wird. Der
zentrale Nutzungsbegriff der CCPL ist die „Weitergabe“, die hier definiert
wird. Die „Weitergabe“ im Sinne der Definition stellt die Bereitstellung des
Materials für die Öffentlichkeit, bei der eine Zustimmung erforderlich wäre,
ins Zentrum. Was Öffentlichkeit bedeutet, wird durch die CCPL allerdings
nicht näher definiert (anders noch in Version 3).

Ob eine Nutzung öffentlich ist, hängt von der Urheberrechtsordnung ab, in der
die Nutzung stattfindet. „Öffentlichkeit“ ist ein bedeutsamer Begriff des
gesetzlichen Urheberrechts, da generell häufig erst die Öffentlichkeit einer
Nutzung eine Lizenz oder gesetzliche Erlaubnis erforderlich macht.

Das UrhG regelt in Deutschland in § 15 Abs. 3, dass eine Wiedergabe öf-
fentlich sei, wenn sie für eine Mehrzahl von Mitgliedern der Öffentlichkeit
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bestimmt ist. Weiter wird dort definiert, dass zur Öffentlichkeit jeder gehöre,
„der nicht mit demjenigen, der das Werk verwertet, oder mit den anderen
Personen, denen das Werk in unkörperlicher Form wahrnehmbar oder
zugänglich gemacht wird, durch persönliche Beziehungen verbunden ist“.

Das über diese Legaldefinition entwickelte Verständnis von Öffentlichkeit in
Deutschland wird inzwischen überlagert durch das EU-Urheberrecht. Dabei
liefert im Wesentlichen der EuGH Leitlinien für den Öffentlichkeitsbegriff.1

Hiernach sprechen folgende Kriterien für die Öffentlichkeit einer Nutzung:
Das Werk wird öffentlich wahrnehmbar gemacht,2 wobei die Wahrnehm-
barkeit sich an Personen im Allgemeinen richtet und nicht nur auf spezifische
Individuen beschränkt ist, die zu einer privaten Gruppe gehören; es hat eine
große Anzahl von Personen entweder gleichzeitig oder nacheinander Zugang
zum Werk (Größe des Publikums);3 aus der Nutzung werden Einnahmen
generiert (monetärer Gewinn);4 die Nutzung des Werks richtet sich
absichtlich an eine öffentliche Gruppe (gezieltes Publikum); es wird ein
„neues Publikum“ angesprochen, also eine Zielgruppe, die von den Urheber-
rechtsinhabern bei der ursprünglichen Kommunikation nicht berücksichtigt
wurde. Das bedeutet beispielsweise, dass Hyperlinks zu Werken, die bereits
online der Allgemeinheit zugänglich gemacht wurden (d. h. ohne technische
Einschränkung), nicht als eine (neue) Kommunikation oder „Zugänglichma-
chung“ des Werks für die Öffentlichkeit angesehen werden können (neues
Publikum).5 Ansonsten sei auf die umfassende Kommentarliteratur verwie-
sen.

Die CCPL räumt im Rahmen der Lizenzgewährung (siehe Abschnitt 2) das
Recht zur „Vervielfältigung“ und „Weitergabe“ des Materials ein. Das Nut-
zungsrecht aus der CCPL ist im Hinblick auf die Nutzungsarten inhaltlich

1 Gernot Schulze in Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 15 Rn. 38 ff.
2 EuGH, Rechtssache C-135/10 – Società Consortile Fonografici (SCF) gegen Marco Del

Corso, Rn. 85. Hierbei hielt der EuGH unter anderem fest, dass die Patienten einer
Zahnarztpraxis nicht „Personen allgemein“ darstellen, sondern eine eher private, nicht
offene Gruppe bilden. Daher sind „private Gruppen“ nicht nur Freunde und Familie,
sondern können auch Personen ohne persönliche Beziehung umfassen.

3 Vgl. EuGH, Rechtssache C-135/10 – Società Consortile Fonografici (SCF) gegen Marco Del
Corso, Rn. 84.

4 EuGH, Rechtssache C-135/10 – Società Consortile Fonografici (SCF) gegen Marco Del
Corso, Rn. 88; EuGH, Rechtssache C-306/05, Sociedad General de Autores y Editores de
España (SGAE) gegen Rafael Hoteles SA, Rn. 44.

5 EuGH, Rechtssache C-466/12, Nils Svensson et al. gegen Retriever Sverige AB, Rn. 24.
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unbeschränkt. Es gestattet also jede körperliche und unkörperliche Verwer-
tung im Sinne von §§ 15 ff. UrhG. Die Definition der Weitergabe bringt dies
zum Ausdruck; sie zählt einzelne Nutzungsarten beispielhaft und damit nicht
abschließend auf. Die „Weitergabe“ meint also jede Nutzungsart und ist
damit ein zentraler Begriff der umfassenden Lizenzgewährung im Rahmen
der CC-Lizenzierung.
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XII. Abschnitt 1.i./h. Nicht-kommerziell

PAUL KLIMPEL

nur NC und NC-ND; bei NC: i.; bei NC-ND: h.

Deutsch: „i. Nicht-kommerziellmeint nicht vorrangig auf einen geschäftlichen Vorteil oder eine
geldwerte Vergütung gerichtet. Der Austausch von lizenziertem Material gegen anderes unter
Urheberrecht oder ähnlichen Rechten geschütztes Material durch digitales File-Sharing oder
ähnliche Mittel ist nicht-kommerziell im Sinne der vorliegenden Public License, sofern in
Verbindung damit keine geldwerte Vergütung erfolgt.“

Englisch: „i. NonCommercialmeans not primarily intended for or directed towards commercial
advantage or monetary compensation. For purposes of this Public License, the exchange of the
Licensed Material for other material subject to Copyright and Similar Rights by digital file-
sharing or similar means is NonCommercial provided there is no payment of monetary com-
pensation in connection with the exchange.“

Literatur: Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein
Praxisleitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016; Till Jaeger/Axel
Metzger, Open Content-Lizenzen nach deutschem Recht, MMR 2003, 431; Freies Wissen dank
Creative Commons-Lizenzen Folgen, Risiken und Nebenwirkungen der Bedingung nicht-
kommerziell – NC, abgerufen am: 14. Juli 2023, https://perma.cc/C75X-YLV6; LG Köln,
05.03.2014, 28 O 232/13; OLG Köln: Öffentlicher Rundfunk ist „non-commercial“ | ifrOSS,
abgerufen am: 14. Juli 2023, https://perma.cc/2D8W-CDNU; Paul Klimpel, Geld verdienen ver-
boten? Bildungsmaterialien und das Problem nicht-kommerzieller Lizenzen, 2018; Definition:
Offenes Wissen – Open Definition – Defining Open in Open Data, Open Content and Open
Knowledge, abgerufen am: 14. September 2021, https://opendefinition.org/od/1.1/de/; Definition:
Offenes Wissen – Open Definition – Defining Open in Open Data, Open Content and Open
Knowledge, abgerufen am: 14. September 2021, https://opendefinition.org/od/1.1/de/

1. Überblick

Abschnitt 1.i regelt das Modul NC – Non Commercial. Indem in der Lizenz-
gewährung darauf Bezug genommen wird, werden nur nicht-kommerzielle
Nutzungen erlaubt. Der Lizenzgeber behält sich damit das Recht vor, über die
kommerzielle Nutzung eine individuelle Entscheidung zu treffen. Will ein
Nutzer das entsprechende Material kommerziell nutzen, so benötigt er dazu
eine zusätzliche Lizenz vom Rechteinhaber.

Das Modul enthält auch eine Definition, was als nicht-kommerziell zu ver-
stehen ist, nämlich Nutzungen, die nicht vorrangig auf einen geschäftlichen
Vorteil oder eine geldwerte Vergütung gerichtet sind. Hinzu kommt die
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Klarstellung, dass File-Sharing nicht als kommerziell gilt, solange in Verbin-
dung damit keine geldwerte Vergütung erfolgt.

2. NC und freie Lizenzen

Das NC-Modul ist sehr verbreitet, wirft aber auch viele ungeklärte Fragen auf.
Dies hängt damit zusammen, dass es die Nutzungsmöglichkeiten sehr weit-
gehend einschränkt und dies in einem Spannungsverhältnis steht zu den
grundlegenden Ausrichtungen der CC-Lizenzen, Nutzungen zu erlauben. Das
Institut für Rechtsfragen der Freien und Open Source Software (ifrOSS) listet
CC-Lizenzen, die das NC-Modul nutzen, als „Open Content-Lizenzen“ auf.1

Gleichwohl gelten CC Lizenzen mit dem NC Modul – genauso wie solche mit
dem ND Modul – nicht als „freie Lizenzen“.2 Mit dem NC-Modul lizenzierte
Inhalte gelten gemeinhin auch nicht als Open Educational Ressources.3 Auch
entspricht das generelle Verbot kommerzieller Nutzung nicht den Forderun-
gen der Berliner Erklärung über den offenen Zugang zu wissenschaftlichen
Werken vom Oktober 2003, die als grundlegendes Dokument des Open Access
in der Wissenschaft gilt. Auch die Wikipedia als weltweit wichtigste Plattform
für frei zugängliche Inhalte, die seit 2009 durch die Nutzung der Creative
Commons-Lizenzen CC BY-SA erheblich zur internationalen Verbreitung
dieser Lizenzen beigetragen hat, akzeptiert das NC-Modul nicht.4

3. Interpretationsspielräume

Die Definition von „nicht-kommerziell“ in Abschnitt 1.i. lässt Spielraum für
sehr unterschiedliche Interpretationen. Sie ist auch unter Juristen umstritten.
Dies führt zu Unsicherheiten sowohl bei der Lizenzvergabe als auch bei der
Nutzung des lizenzierten Materials. Zur Verunsicherung trägt bei, dass auch
vor Gerichten dieselbe Nutzung (Verwendung im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk) im Instanzenzug vom Landgericht als kommerziell eingeschätzt
wurde5, vom Oberlandesgericht hingegen als nicht-kommerziell.6 Der Oberste
Gerichtshof in Österreich hat hingegen die Entscheidungen der Vorinstanzen

1 Open Content Lizenzen, https://perma.cc/4RXF-TZDS.
2 Definition of Free Cultural Works, https://perma.cc/8MWL-SW6L.
3 Paul Klimpel, Geld verdienen verboten? Bildungsmaterialien und das Problem nicht-

kommerzieller Lizenzen, 2018, 11.
4 Vgl. Wikipedia: Lizenzbestimmungen, https://perma.cc/NDP2-BR28.
5 LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13.
6 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60 – Creative Commons-Lizenz.
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bestätigt, die Nutzung von Videos in Nachrichtensendungen des ORF als
kommerziell zu werten.7 Argumentiert wurde, dass durch die Nutzung
geschäftliche Vorteile (wie z.B. hohe Zuschauerquoten) oder eine geldwerte
Vergütung durch Werbeeinnahmen erzielt würden.

Diese Unsicherheiten führten auch dazu, dass aus Vorsicht auch nicht-kom-
merzielle Nutzungen unterbleiben, weil Nutzer Risiken vermeiden wollen:
Eine 2008 von Creative Commons durchgeführte Studie über das Verständnis
von kommerziell und nicht-kommerziell ergab, dass Nutzer in der Tendenz
ein engeres Verständnis von „nicht-kommerziell“ hatten als die Lizenzgeber,
mithin auch solche Nutzungen unterlassen, die der Lizenzgeber erlauben
wollte.8 Allerdings wurden in der Studie nur die Einstellungen von
bestimmten Gruppen von Lizenzgebern und Lizenznehmern in den USA
untersucht; der Erkenntniswert der Studie für das allgemeine Verständnis von
nicht-kommerziell in Deutschland ist daher gering.

4. Auslegung und nationale Gesetzgebung, AGB-Recht

Die CC-Lizenzen sind ein Vertragswerk, das weltweit eingesetzt wird und das
sich zu einem internationalen Standard entwickelt hat. Gleichwohl gibt es bei
der Auslegung in Deutschland Besonderheiten, die sich aus den national
geltenden Gesetzen ergeben und die auch ausschlaggebend dafür sind, was als
„nicht-kommerziell“ verstanden wird. Denn bei der Einräumung von Nut-
zungsrechten durch formularmäßig formulierte Vertragstexte und mithin
auch durch CC-Lizenzen gelten die Regelungen für allgemeine Geschäfts-
bedingungen (AGB) nach §§ 305 BGB ff., insbesondere § 305c BGB (vgl.
hierzu VorCCPL Rn. 9 ff.)

Diese Gesetzgebung verfolgt das Ziel, in der besonderen Konstellation, in der
Verträge nicht ausgehandelt, sondern für eine Vielzahl von Konstellationen
vorformuliert sind und deshalb ein Rückgriff auf die Besonderheiten des
konkreten Rechtsverhältnisses bei der Auslegung ausscheidet, für die Betei-
ligten den verbindlichen Sinn einer Erklärung zu deuten.9 Sie hat auch eine
Entsprechung in Art. 5 der EU-Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in
Verbraucherverträgen (RL 93/13/EWG), insofern gelten die hier gemachten
Ausführungen grundsätzlich auch für andere Staaten der EU. Dabei sollten

7 OGH Österreich, Beschl. v. 27.08.2024 – 4 Ob 125/24x.
8 Defining Noncommercial – Creative Commons, https://perma.cc/5Q2J-2X4G.
9 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 29.
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sowohl die nationale Gesetzgebung (auch schon das AGB-Gesetz, das vor der
Einbeziehung der Vorschriften ins BGB galt) als auch die Richtlinie den Ver-
braucher schützen. Denn die Gestaltungsmöglichkeiten sind bei vorformu-
lierten Verträgen auf der Seite des Verwenders, also bei der CCPL des
Lizenzgebers, während derjenige, der sie akzeptiert, zumeist keine Möglich-
keit hat, Änderungen zu erreichen. Unverständlichkeit und missverständliche
Klauseln sollen zu Lasten des Verwenders gehen. Das gesetzgeberische Ideal
zielt entsprechend auf leichte Verständlichkeit von Vertragstexten sowie das
Verhindern von Mehrdeutigkeiten. Im Ideal der Allgemeinverständlichkeit
besteht auch eine konzeptionelle Nähe dieser Gesetzgebung zu den CC-Li-
zenzen, die ebenfalls anstreben, allgemeinverständliche Werkzeuge für die
Lizenzierung zu schaffen, die auch juristische Laien nutzen können.

Zu den Auslegungsregeln nach § 305c BGB gehören die objektive Auslegung
sowie die Zweifelsregelung, wonach im Zweifel die Auslegung zu Ungunsten
des Verwenders erfolgen soll.10

5. Objektive Auslegung

Für die Auslegung im Sinne der CC-Lizenz in Verbindung mit §§ 305 ff. BGB
gilt weder ein international vorherrschendes noch ein spezifisch juristisches
Verständnis davon, welche Nutzungen als kommerziell gelten. Vielmehr gilt
nach ständiger Rechtsprechung des BGH der Grundsatz der objektiven Aus-
legung. Danach ist der Sinngehalt „nach objektiven Maßstäben, losgelöst von
der zufälligen Gestaltung des Einzelfalls und den individuellen Vorstellungen
der Vertragsparteien, unter Beachtung ihres wirtschaftlichen Zweckes und der
gewählten Ausdrucksweise zu ermitteln“.11

Dabei kommt es auf den Empfängerhorizont an, und zwar nicht auf einen
Empfänger mit besonderen Vorkenntnissen. Ein Abstellen auf besondere
Vorkenntnisse würde dem Charakter von vorformulierten Verträgen nicht
gerecht, bei denen ja nicht bekannt ist, wer sie liest. Entscheidend ist daher,
wie ganz allgemein ein bestimmter Begriff verstanden wird. Denn es ist
grundsätzlich vom allgemeinen Sprachgebrauch auszugehen. Dies gilt umso
mehr, als in den CC-Lizenzen, insbesondere in den Piktogrammen und
Kurzfassung (Deed, siehe Einl Rn. 27) eine Sprache gewählt wurde, die auch
ohne juristische Fachkenntnisse verstehbar sein soll.

10 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 29.
11 BGH, Urt. v. 29.10.1956, II ZR 64/56.
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Daher spielt für das Begriffsverständnis auch die im Urheberrecht in ver-
schiedenen Vorschriften enthaltene Unterscheidung zwischen kommerzi-
eller und nicht-kommerzieller Nutzung allenfalls eine mittelbare Rolle. Die
Formulierungen dort lauten „nicht-kommerzielle Archive oder Einrichtungen
[…]“ (§ 54c UrhG), „zu nicht-kommerziellen Zwecken“ (§§ 60a Abs. 1, 60b
Abs. 3 UrhG), „nicht-kommerziellen wissenschaftlichen Forschung“ (§ 60c
Abs. 1 UrhG), „nicht-kommerzielle Zwecke“ (§§ 60d Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 2
und Abs. 4; 60e Abs. 4 und Abs. 5; 61d Abs. 1 UrhG), „keine unmittelbaren oder
mittelbaren kommerziellen Zwecke“ (§§ 60e Abs. 1, 60 f Abs. 1 UrhG) oder
„nicht-kommerzielle Nutzung“ (§ 87 g Abs. 2 Nr. 2 UrhG).

Die genauen Differenzierungen in den Formulierungen der genannten
Bestimmungen dürften zwar nicht als allgemein bekannt vorausgesetzt wer-
den. Wohl aber kommt in ihnen zum Ausdruck, dass bei bestimmten öf-
fentlichen Institutionen in der Regel davon ausgegangen wird, dass sie nicht-
kommerziell sind – etwa wenn § 60a Abs. 4 UrhG eine Reihe von Institutio-
nen aufgeführt werden. Zwar ergibt sich aus den Gesetzesmaterialien, dass es
nicht (mehr) auf die Einrichtung, sondern auf die konkrete Handlung
ankommt.12 Eine Indizwirkung für die Charakterisierung als nicht-kommer-
ziell kommt den Institutionen aber zu. Auch diese können kommerziell sein,
doch wird das die Ausnahme und nicht die Regel sein.

6. Nutzung und Nutzer

Der Lizenztext selbst stellt in seinem Wortlaut auf die Art der Nutzung ab,
wenn es darum geht, kommerzielle von nicht-kommerziellen Handlungen zu
unterscheiden. Grundsätzlich kommt es danach auf die konkrete Nutzung und
nicht auf den Nutzer an.13 Gleichwohl hat auch der Nutzer eine Indizwirkung,
ob eine Handlung als kommerziell oder nicht-kommerziell einzuordnen ist.
Hiervon ist zumindest in Deutschland auszugehen, wo es eine Tradition nicht-
kommerzieller Einrichtungen, insbesondere in den Bereichen Kultur, Bildung
und Sport, gibt.

Bei einem Unternehmen wird man grundsätzlich von einem gewinnorien-
tierten Handeln ausgehen, während es gesondert begründungsbedürftig ist,
warum das Handeln ausnahmsweise als nicht-kommerziell einzuordnen ist.

12 BT-Drs. 18/12329, 36.
13 Dies unterstreicht auch das MIT in seinen Terms: Privacy and Terms of Use | MIT

OpenCourseWare | Free Online Course Materials, https://perma.cc/97NQ-KJDP.
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Bei gemeinnützigen Organisationen hingegen ist grundsätzlich von nicht-
kommerziellem Handeln auszugehen, und nur im Ausnahmefall sind Aktivi-
täten als kommerziell einzustufen.

Ein Unternehmen kann gleichwohl nicht-kommerziell handeln, wenn es im
konkreten Fall nicht vorrangig eine Vergütung oder einen geldwerten
Vorteil anstrebt. Dies kann dort so sein, wo Nutzungen der bloßen Informa-
tion dienen, ohne dass damit eine Gewinnerzielungsabsicht verbunden wäre.14

Allerdings ist wohl in der Regel davon auszugehen, dass Nutzungen von
kommerziell tätigen Unternehmen auch als kommerziell einzustufen sind.15 Es
entspricht dem allgemeinen Verständnis vom Charakter unternehmerischen
Handelns, dass dies grundsätzlich durch die damit verbundenen finanziellen
Auswirkungen motiviert ist. Nur in Ausnahmefällen, beispielsweise bei
wohltätigen Aktivitäten, mit denen Unternehmen allenfalls mittelbare Vor-
teile durch den damit verbundenen Imagegewinn anstreben, wird man diese
Handlungen als nicht-kommerziell ansehen können.

Umgekehrt ist bei einer gemeinnützigen, nicht gewerblichen Institution in der
Regel davon auszugehen, dass ihre Handlungen als nicht-kommerziell ein-
zustufen sind.16 Auch das deutsche Urhebergesetz geht grundsätzlich vom
nicht-kommerziellen Charakter von bestimmten Institutionen wie Schulen,
Hochschulen, Archiven, Museen und Bibliotheken aus. Es wird also unter-
stellt, dass die Handlungen dieser Institutionen grundsätzlich urheberrecht-
lich zu privilegieren sind. Auch wenn – wie bereits erläutert – diese fach-
spezifischen Differenzierungen zwischen kommerziell und nicht-kommerziell
nicht im Detail als allgemein bekannt vorausgesetzt werden dürfen, so gibt es
doch eine allgemeine Vorstellung davon, dass öffentliche Institutionen wie
Museen, Archive, Bibliotheken und Schulen nicht-kommerziell motiviert
handeln. Gleiches gilt für Vereine oder Wohlfahrtsorganisationen.

Auch hier gibt es Ausnahmen. Nicht nur steuerrechtlich gilt ein Museums-
shop oder ein Museumscafé als kommerzielle Entität eines Museums.
Genauso ist ein kommerzieller Charakter von Nutzungen von anderen
grundsätzlich nicht-kommerziellen Einrichtungen zu bejahen, wenn diese im

14 so Till Jaeger, Reto Mantz, Anmerkung zu LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13, MMR
2014, 478, 480.

15 Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein Praxis-
leitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016, 50.

16 So auch Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein
Praxisleitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016, 50.
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konkreten Einzelfall vorrangig auf die Erzielung von Einnahmen gerichtet
sind.

7. Einzelpersonen und Institutionen

Es spielt grundsätzlich keine Rolle, ob Nutzungen von Einzelpersonen oder
Institutionen vorgenommen werden.

Nutzungen von Einzelpersonen im rein privaten Kontext sind als nicht-
kommerziell einzustufen. Bei Nutzungen durch Einzelpersonen im berufli-
chen Kontext hängt die Klassifikation hingegen davon ab, ob die Nutzung von
außen betrachtet als eine des Arbeit- bzw. Auftraggebers erscheint. Ist dies
der Fall und agiert der Arbeit- oder Auftraggeber nicht-kommerziell, so gilt
dies auch für die jeweilige Nutzung. Denn sie erscheint von außen betrachtet
als eine Nutzung der Institution. Unerheblich ist dabei, ob und wie Arbeit-
nehmer oder Auftragnehmer entlohnt werden und in welchem Vertragsver-
hältnis sie zu der Institution stehen. Eine Differenzierung danach, ob es ein
weisungsgebundenes Arbeitsverhältnis oder ein Auftrag ist, würde auf das von
außen nicht erkennbare interne Vertragsverhältnis abstellen. Entscheidend für
den Charakter einer Nutzung ist jedoch, wie sie wahrgenommen wird. Es
entspricht nicht dem allgemeinen Verständnis von nicht-kommerziell, dass
die Nutzungen von nicht-kommerziellen Institutionen als kommerziell
anzusehen sind, sobald Mitarbeiter oder Auftragnehmer bezahlen werden.

Ein Beispiel: Eine Nutzung in einem Volkshochschulkurs hat als nicht-kom-
merziell zu gelten, weil die Volkshochschule als eine öffentlich finanzierte
Organisation wahrgenommen wird, die nicht gewinnorientiert ist. Sie ist
deshalb „nicht vorrangig“ auf eine geldwerte Vergütung gerichtet, es handelt
sich lediglich um einen Kostenbeitrag für ein weitgehend durch die öffentliche
Hand finanziertes Angebot.

In Deutschland werden allgemeinbildende Schulen, Hochschulen und
Volkshochschulen staatlich finanziert und auch als Angebote der öffentli-
chen Hand wahrgenommen, denen es nicht, zumindest nicht vorrangig,
darum geht, Gewinne zu erwirtschaften. Beihilferechtlich ist es der öffentli-
chen Hand überhaupt nur sehr eingeschränkt möglich, wirtschaftlich tätig zu
sein. Bildung wie auch Kultur sollen als öffentliche Leistung unabhängig
davon angeboten werden, ob sie sich finanziell rechnen. Zwar gibt es auch
kommerzielle, auf Gewinn ausgerichtete Bildungsangebote wie etwa
Sprachschulen, Fahrschulen oder eine Ausbildung als Vorbereitung auf die
Prüfung eines Jagdscheins. Auch gibt es kommerzielle Hilfsangebote als
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Ergänzung zu öffentlichen Einrichtungen wie kommerzielle Nachhilfeinsti-
tute als Ergänzung zur öffentlichen Schule oder kostenpflichtige juristische
Repetitorien als Ergänzung zur Hochschule. Doch wird hier im allgemeinen
Bewusstsein sehr klar unterschieden zwischen öffentlichen, nicht vorrangig
gewinnorientierten Einrichtungen und gewerblichen Angeboten.

Es kommt auf diese Abgrenzung in dem allgemeinen Verständnis an, das den
Empfängerhorizont prägt, und nicht darauf, wie hoch die Quote der öffent-
lichen Finanzierung einer Institution oder die Höhe der Teilnahmegebühren
ist. Deshalb ändert auch weder die Teilnahmegebühr von Kursbesuchern noch
die Entlohnung des einzelnen Dozenten etwas an der Einordnung einer
Volkshochschule als nicht-kommerziell. Es spielt auch keine Rolle, welche
vertragliche Beziehung zwischen dem Dozenten und der Volkshochschule
besteht, ob es ein Anstellungsverhältnis oder ein Auftrag ist. Denn die Leistung
des Dozenten ist in das Angebot der Volkshochschule eingebunden und wird
auch als Leistung der Volkshochschule wahrgenommen.

Die weitgehende Ökonomisierung des Gesundheitswesens führt dazu, dass
die Nutzung von Inhalten durch Krankenhäuser grundsätzlich als kommer-
ziell zu bewerten ist, auch wenn es sich um Krankenhäuser in öffentlicher
Trägerschaft handelt und obwohl das Gesundheitswesen in Deutschland auch
als öffentliche Aufgabe begriffen wird, dessen Leistungen durch ein Pflicht-
versicherungssystem und Steuermittel gesichert werden. Für private Kran-
kenhäuser und niedergelassene Ärzte gilt dies erst recht. Hingegen stehen bei
Feuerwehr und Rettungsdiensten ökonomische Überlegungen im Hinter-
grund, so dass eine Nutzung von CC-lizenzierten Inhalten dort in der Regel als
nicht-kommerziell gelten kann.

Auch wird das Angebot der Deutschen Bahn als „kommerziell“ wahrgenom-
men, nicht nur wegen der privatwirtschaftlichen Rechtsform des dem Staat
gehörenden Unternehmens, sondern weil hier in einem klaren Austausch-
verhältnis bestimmte Leistungen erworben werden und die Bahn auch
gewinnorientiert arbeitet. Es kommt also nicht auf die Eigentumsverhältnisse
oder die Organisationsform eines Unternehmens an, sondern ob eine Leistung
typischerweise als öffentlich und nicht-kommerziell wahrgenommen wird
oder nicht.

Anders als bei der Bahn gibt es beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk die
auch in der Öffentlichkeit viel diskutierte Besonderheit, dass er überwiegend
durch Gebühren finanziert wird und damit nicht einer kommerziellen Ver-
wertungslogik unterliegt. Dies gilt insbesondere für den werbefreien
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Deutschlandfunk, der auch nicht der Marktlogik des Werbemarkts unterliegt.
Die Einstufung als nicht-kommerziell durch das OLG Köln17 ist insofern fol-
gerichtig. Allerdings muss differenziert werden. § 16a des Rundfunkstaats-
vertrags regelt die kommerziellen Tätigkeiten der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten. Dort ist zwar einerseits festgeschrieben, dass solche Tä-
tigkeiten erlaubt sind, andererseits aber auch, dass dies nur durch rechtlich
selbständige Tochtergesellschaften erfolgen darf (§ 16a Abs. 1 Satz 3). Die
Tätigkeiten dieser Tochtergesellschaften sind kommerziell, ihre Bewertung ist
vergleichbar mit Museumsshops, die ungeachtet des nicht-kommerziellen
Charakters eines öffentlich finanzierten Museums selbst ebenfalls als kom-
merziell gelten.

Ein Freiberufler hingegen, der im Rahmen eines eigenen Angebots unter-
nehmerisch tätig ist, handelt stets kommerziell.

8. Kein ausnahmsloses Verbot von Entlohnung und
geschäftlichem Vorteil

Eine Entlohnung oder ein Entgelt stehen nicht ausnahmslos der Wertung
einer Nutzung als „nicht-kommerziell“ entgegen. Auch in der Definition im
Lizenztext ist festgehalten, dass die Nutzungen nicht vorrangig auf einen
geschäftlichen Vorteil oder eine geldwerte Vergütung gerichtet sind. Eine
Vergütung oder auch ein geschäftlicher Vorteil sind folglich solange unbe-
achtlich, wie sie nicht vorrangig angestrebt werden. So führen beispielsweise
Unkostenbeiträge oder Schutzgebühren nicht automatisch zu einer Bewer-
tung der Handlung als kommerziell. Gleiches gilt für Gebühren, insbesondere
bei öffentlich-rechtlichen Gebührengläubigern. Gebühren sollen schon defi-
nitionsgemäß nur entstandene Kosten ganz oder teilweise decken. Sie sind
aber nicht vorrangig auf eine geldwerte Vergütung gerichtet.

Bei Werbung auf Websites ist zu unterscheiden: Bei einer privaten Website
oder der Website einer gemeinnützigen Institution, bei der Werbung lediglich
der Refinanzierung von Serverkosten dient, das Erscheinungsbild nicht
dominiert und sich auch sonst aus dem Charakter des Internetauftritts ergibt,
dass keine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, wird dies nicht als kommerziell
gewertet werden können. Ein geschäftlicher Vorteil wird hier nicht angestrebt,
und trotz der Werbeeinnahmen ist die Internetpräsenz nicht vorrangig auf

17 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60 – Creative Commons-Lizenz.
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eine geldwerte Vergütung gerichtet. Allerdings kann auch bei den Websites
nicht-gewerblicher Anbieter mit Werbung die Schwelle zu kommerzieller
Nutzung überschritten werden, wenn im Einzelfall diese Werbung das
Erscheinungsbild dominiert.

Anders ist Werbung auf den Websites kommerzieller Anbieter wie bei-
spielsweise von Verlagen zu sehen. Daran ändert sich auch nichts, wenn etwa
ein Zeitungsverlag einzelne Artikel kostenfrei online stellt. Denn auch diese
kostenlosen Lockangebote dienen entweder der Werbung für die kosten-
pflichtigen Angebote oder sie refinanzieren sich aus der Werbung. Das
Angebot des Verlags ist grundsätzlich von Gewinnerzielungsabsicht getragen.

9. Keine Reduktion auf rein private Nutzung

Zwar sind rein private Nutzungen stets als nicht-kommerziell einzustufen.
Entgegen der Rechtsprechung des LG Köln aus dem Jahr 201418 beschränken
sich nicht-kommerzielle Nutzungen aber nicht auf rein private Nutzungen.
Eine solche Beschränkung des Verständnisses ergibt sich weder aus dem
Wortlaut der Definition, noch entspricht sie dem allgemeinen Verständnis
dessen, was als nicht-kommerziell gilt.

Auch die Übertragungszwecklehre des § 31 Abs. 5 UrhG rechtfertigt eine sol-
che Wertung nicht. Zum einen, weil die Nutzung von CC BY-NC-lizenzierten
Inhalten auch und gerade außerhalb des privaten Bereichs in Bildungsein-
richtungen und in der Wissenschaft verbreitet und üblich ist. Es gibt insofern
keine Unsicherheit dahingehend, ob auch Nutzungen außerhalb des Privaten
als nicht-kommerziell gelten und mithin auch keinen Raum für die Anwen-
dung einer Zweifelsregelung.

Zum anderen geht bei formularmäßig eingeräumten Nutzungsrechten die
Zweifelsregelung des § 305c Abs. 2 BGB dem § 31 Abs. 5 UrhG ohnehin vor.

10. Zweifelsregelung nach AGB-Recht

Nach § 305c Abs. 2 BGB ist eine Klausel nur dann zu Ungunsten des Ver-
wenders auszulegen, wenn sie tatsächlich unklar ist.19 Dabei geht es nicht

18 LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13.
19 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 107– 109. so

auch OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60, Rn. 87.
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darum, fernliegende alternative Auslegungen zu begründen. Maßgeblich sind
vielmehr die Verständnismöglichkeiten eines juristischen Laien.20 Dies gilt
trotz und entgegen der sonst in Deutschland geltenden und im § 31 Abs. 5
UrhG verankerten Übertragungszwecklehre, also der Auslegungsregel, wonach
Rechte im Zweifel beim Urheber verbleiben und Rechteübertragungen eng
auszulegen sind.21. Die Regelungen der §§ 305 ff. BGB gehen der Übertra-
gungszwecklehre vor.

Mit Verweis auf die Auslegungsregel in § 305c Abs. 2 BGB hat das OLG Köln
entschieden, dass sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk auf eine CC BY-NC-
Lizenz berufen könne.

Das Gericht hatte zuvor ausgeführt, dass es kein allgemein anerkanntes Ver-
ständnis von kommerzieller Nutzung im Sinne der CC-Lizenz gebe. Dies kann
in dieser Allgemeinheit wohl heute nicht mehr gelten. In den letzten Jahren
hat die Nutzung von CC-Lizenzen auch in Deutschland stark zugenommen.
Dazu beigetragen haben die Vorgaben verschiedener Fördermittelgeber. Der
öffentlich-rechtliche Rundfunk nutzt CC-Lizenzen, in der Wissenschaft sind
sie weit verbreitet, im Bildungsbereich baut das Konzept der OER auf freien
Lizenzen auf, und auch im Kulturbereich gehören CC-Lizenzen zum weit
genutzten Standard. Deshalb haben sich auch die Vorstellungen über die
Reichweite der einzelnen Lizenzvarianten im Allgemeinen konkretisiert sowie
ein Verständnis darüber herausgebildet, was unzweifelhaft als nicht-kom-
merziell zu verstehen ist.

Gleichwohl gibt es auch heute noch durchaus Zweifelsfälle, bei denen eine
Auslegung nach § 305c Abs. 2 BGB zu Lasten des Lizenzgebers geboten ist.
Neben dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist an die Nutzung von Inhalten
durch Wirtschaftsunternehmen zu denken, wenn diese Nutzung nicht im
Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Aktivitäten steht und zumindest
nicht direkt der Gewinnerzielung dient.

11. Social-Media-Plattformen

Bei der Veröffentlichung von Inhalten auf Social-Media-Plattformen kommt es
darauf an, ob der Nutzer, der Inhalte auf der Plattform veröffentlicht, kom-

20 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 45–48.
21 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 114, kritisch:

Martin Schweinoch, Anmerkung OLG Köln, NJW 2015, 794, 795
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merziell handelt, und nicht darauf, ob die Plattform selbst kommerziell
betrieben wird.

Es ist ganz grundsätzlich so, dass wenn ein selbst nicht kommerziell Han-
delnder sich eines Dienstes bedient, der kommerziell betrieben wird, die
Nutzung dadurch nicht zu einer kommerziellen Nutzung wird. Wenn bei-
spielsweise ein nicht kommerziell handelnder Schulbezirk sich zum Kopieren
von CC NC lizenzierten Inhalten eines kommerziellen Kopierdienstes bedient,
verletzt dies nicht die Lizenz.22

Nichts anderes kann für die bekannten Social-Media-Plattformen wie Insta-
gram, YouTube, Twitter bzw. X oder Facebook gelten. Diese werden zwar
kommerziell betrieben. Deshalb wird es aber nicht automatisch zu einer
kommerziellen Nutzung, sich dieser Plattformen zu bedienen. Rechtlich wird
bei der Beurteilung von konkreten Inhalten auf denjenigen abgestellt, der
diese Inhalte auf der Plattform veröffentlicht. Plattformen stellen insofern
lediglich die technische Infrastruktur bereit. Sie haften daher auch nicht
unmittelbar für dort veröffentlichte Inhalte. Auch wenn das ursprünglich in
§ 10 TMG geregelte Haftungsprivileg von Providern inzwischen durch die DSM
RL, das UrhDaG und auch das Digital Service Act eingeschränkt und kon-
kretisiert wurde, bleibt es grundsätzlich dabei, dass für die Zulässigkeit einer
Veröffentlichung auf Plattformen auf die Rechtsposition der Nutzer abgestellt
wird.

Gleiches muss auch gelten, wenn es darum geht, ob diese Veröffentlichung
einen kommerziellen Charakter hat.

Wenn mithin eine Privatperson oder ein gemeinnütziger Verein ohne
Gewinnerzielungsabsicht Inhalte postet, ist dies als nicht-kommerzielle Nut-
zung zu werten – auch wenn die Plattform kommerziell betrieben wird.

Anders ist es hingegen bei selbst gewerblich handelnden Nutzern. Der pro-
fessionelle Youtuber, der mit Gewinnerzielungsabsicht Filme veröffentlicht,
handelt genauso kommerziell wie eine Firma, die mit Werbeabsicht Inhalte
veröffentlicht.

§ 6 des Digitale-Dienste-Gesetzes (DDG) statuiert im Übrigen eine Pflicht für
Plattformbetreiber, kommerzielle Kommunikation als solche zu kennzeich-
nen. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass nicht jegliche Kommunikation auf
den vom DDG erfassten Dienste als kommerziell anzusehen ist.

22 Great Minds v. Office Depot, Inc., No. 18 – 55331 (9th Cir. 2019).
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12. Internationales Verständnis

Diese nationalgesetzliche Vorgabe durch das BGB gilt nicht international. Nur
in Deutschland gelten die Auslegungsregeln der §§ 305 BGB ff. und im
„Zweifelsfall“ nach § 305c Abs. 2 BGB eine Auslegung zu Gunsten des
Lizenznehmers. Dies ist zu beachten, weil die CC-Lizenzen gerade im Bereich
der Wissenschaft im internationalen Kontext eingesetzt werden. Damit soll
nicht gesagt werden, dass die oben genannten Auslegungsgrundsätze im
internationalen Kontext nicht doch auch argumentativ begründbar sind.

Die „Zweifelsregelung“ gilt aufgrund von Art. 5 RL 93/13/EWG auch innerhalb
der EU. Für Staaten außerhalb der EU kann indes nicht von deren Geltung
ausgegangen werden. Dies kann in zweifacher Hinsicht eine Rolle spielen:
Zum einen könnten internationale Lizenzgeber eine bestimmte Nutzung als
kommerziell betrachten, die hier aufgrund der Zweifelsregel des § 305c Abs. 2
BGB als nicht-kommerziell gilt. Dies kann zu Verstimmungen führen oder
auch zu gerichtlichen Auseinandersetzungen. Zum anderen kann die Lizen-
zierung deutscher Autoren durch international tätige und nicht in Deutsch-
land beheimatete Verlage dazu führen, dass bestimmte im Grenzbereich des
Kommerziellen liegende Nutzungen im Ausland als kommerziell gelten,
während sie dies in Deutschland nicht tun. Mithin ist der Erwartungshorizont
der Autoren, was sie durch die NC-Bedingung bewirken, ein anderer als der
von international tätigen Verlagen.

13. Filesharing

Abschnitt 1.i stellt in Satz 2 klar, dass Filesharing nicht als kommerzielle
Nutzung angesehen wird, sofern in Verbindung damit keine geldwerte Ver-
gütung erfolgt. Diese Konkretisierung ist verständlich aufgrund der Bedeu-
tung, die das Filesharing in der Vergangenheit für die digitale Verbreitung von
Inhalten einerseits und in den Auseinandersetzungen um das Urheberrecht
andererseits hatte.

14. Versionsgeschichte

Die Definition für NC entspricht in der internationalen Fassung demWortlaut
auch aller vorherigen Versionen, von 1.0 bis 3.0 international. Die Version 4.0
enthält eine ausdrückliche Definition am Anfang im Definitionsteil, während
alle Vorversionen aufgrund eines anderen strukturellen Aufbaus die Definition
jeweils unter „Restrictions“, in 4 b enthalten.
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XIII. Abschnitt 1.j./k./i. Sui-generis-Datenbankrechte

HENDRIK SCHÖTTLE

BY und NC-ND: j.; SA: l; NC: k; NC-SA: m; ND: i.

Deutsch (BY): „j. Sui-generis-Datenbankrechte bezeichnet Rechte, die keine Urheberrechte
sind, sondern gegründet sind auf die Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 11. März 1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken in der jeweils gültigen
Fassung bzw. deren Nachfolgeregelungen, sowie andere im Wesentlichen funktionsgleiche
Rechte anderswo auf der Welt.“

Englisch (BY): „j. Sui Generis Database Rightsmeans rights other than copyright resulting from
Directive 96/9/EC of the European Parliament and of the Council of 11 March 1996 on the legal
protection of databases, as amended and/or succeeded, as well as other essentially equivalent
rights anywhere in the world.“

Mit Version 4.0 der CCPL wurden Sui-generis-Datenbankrechte in den
Lizenztext aufgenommen. Die Regelung beschränkt sich dabei auf Sui-generis-
Datenbankrechte (geregelt in den §§ 87a ff. UrhG) in Abgrenzung zu
Datenbankwerken (vgl. § 4 Abs. 2 UrhG). Aufgrund des Verweises auf die EU-
Datenbankrichtlinie und durch die Bezugnahme auf „im Wesentlichen funk-
tionsgleiche Rechte anderswo auf der Welt“ begründet die Definition keinen
eigenen Schutzbereich, was aus urheberrechtlicher Sicht auch nicht möglich
wäre. Vielmehr orientiert sich die Regelung am Schutzumfang der EU-Da-
tenbankrichtlinie. Nur soweit eine Datenbank aufgrund der EU-Datenbank-
richtlinie beziehungsweise der nationalen Umsetzungsgesetze oder anderer
nationaler Regelungen mit gleicher Stoßrichtung urheberrechtlich geschützt
ist, sollen auch die diesbezüglichen Regelungen der CCPL greifen.

Soweit Sui-generis-Datenbanken keinen Schutz genießen (wie fast überall
außerhalb der EU), erübrigt sich mangels der Notwendigkeit einer Nut-
zungserlaubnis auch eine entsprechende Lizenzierung.1

Schutzvoraussetzung ist (in Deutschland nach § 87a UrhG), dass die Erstel-
lung der Datenbank eine wesentliche Investition erfordert hat. Ist dieses
Kriterium erfüllt, hat der Datenbankhersteller nach § 87b Abs. 1 UrhG das
ausschließliche Recht, „die Datenbank insgesamt oder einen nach Art oder
Umfang wesentlichen Teil zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich

1 Außerhalb der EU genießen sui-generis-Datenbanken nur in wenigen Ländern Schutz
(z. B. Mexiko), vgl. deutsche CC-FAQ, https://perma.cc/6CLX-F5GX.

120

121

122

Abschnitt 1 – Definitionen

1152025 Hendrik Schöttle, CC BY 4.0 – https://doi.org/10.24921/2025.94115974.22

https://perma.cc/6CLX-F5GX


wiederzugeben“. Es handelt sich also um ein „Datenbankherstellerrecht“,
welches nicht die einzelnen Datensätze als solche, sondern deren Zusam-
menstellung als Datenbank und die dahinterstehende Investition schützt.
Einzelne Datensätze aus einer Datenbank können grundsätzlich frei ver-
wendet werden, es sei denn, es ist entweder die sogenannte Wesentlich-
keitsschwelle überschritten – was der Fall ist, wenn die Daten einen „we-
sentlichen Teil der Datenbank“ ausmachen2 oder wenn die einzelnen
Datensätze ihrerseits urheberrechtlich schutzfähig sind, etwa weil es sich um
Bilder, Computerprogramme, Texte oder andere konkret urheberrechtlich
schutzfähige Schutzgegenstände handelt. Siehe zur Wesentlichkeitsschwelle
auch (siehe Abschnitt 4 Rn. 39 ff.). Im letztgenannten Fall ergibt sich die
Schutzfähigkeit dann aus den jeweiligen, für die einzelnen Werkgattungen
anwendbaren Regelungen und nicht aus den Datenbankrechten.

Auch wenn die CC-Lizenz sich auf die Datenbank-Richtlinie bezieht, ist
dennoch zu beachten, dass der Sui-generis-Schutz von Datenbanken durch die
CCPL vertraglicher Natur ist, der nur inter partes wirkt, also zwischen den
Parteien eines auf Basis der CCPL geschlossenen Lizenzvertrages und nicht
gegenüber jedermann. Soweit sich jedoch der vertraglich vereinbarte Schutz
mit dem gesetzlichen deckt – was durch die Bezugnahme auf die Daten-
bankrichtlinie ja erreicht werden soll – ergibt sich wiederum ein absolutes
Recht aus eben den jeweils nationalen Gesetzen, welche die Datenbank-
richtlinie umsetzen, welches inter omnes, also gegenüber jedermann gilt und
keine individualvertragliche Beziehung auf Basis der CCPL voraussetzt.

Voraussetzung des Schutzes als Datenbank ist eine „nach Art oder Umfang
wesentliche Investition“ im Sinne von § 87a Abs. 1 Satz 1 UrhG. In der Literatur
wird davon ausgegangen, dass eine solche Investition dann anzunehmen ist,
wenn der mit dem Aufbau der Datenbank verbundene Aufwand „nicht nur
unerheblich ist und dem Leistenden eine wirtschaftlich verwertbare Position
verschafft hat, welche er normalerweise nur gegen eine Vergütung mit Dritten
teilt“3. Die Vergütung ist jedoch nicht das alleinige Kriterium, welches maß-
geblich ist. Gerade im Open-Source-Umfeld investieren die Beteiligten vor-
nehmlich Arbeitskraft und Zeit in solche Projekte, ohne eine finanzielle

2 Deutsche CC-FAQ, https://perma.cc/DN47-6X53.
3 Dirk Heckmann/Anne Paschke, in: Heckmann/Paschke (Hrsg.), 7. Auflage 2021, Kapitel 3.1

Nutzung fremden Contents – Schutz des Datenbankherstellers gemäß §§ 87a ff. UrhG
Rn. 603.
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Vergütung zu erhalten. Auch dies kann eine wesentliche Investition im vor-
genannten Sinn darstellen.4

Sofern eine wesentliche Investition bejaht werden kann, sind letztlich ver-
schiedenste Arten von Datenbanken denkbar, welche urheberrechtlichen
Schutz genießen können. Creative Commons führt als Beispiele „Bewer-
tungsdatenbanken, Anzeigensammlungen verschiedener Zeitungen, Aus-
kunftsdatenbanken mit Fahrplänen, Telefonbuchdatenbanken, Gedicht-
sammlungen“ und „Spielpläne im Sport“ auf.5

4 Christian Berger, Der Schutz elektronischer Datenbanken nach der EG-Richtlinie vom
11.03.1996, GRUR 1997, 169.

5 Deutsche CC-FAQ, https://perma.cc/DN47-6X53.
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XIV. Abschnitt 1.k./m./l./n./j. Sie

FABIAN RACK

BY und NC-ND: k.; SA: m; NC: l.; NC-SA: n.; ND: j.

Deutsch:

„Sie bezeichnet die natürliche oder juristische Person, die von lizenzierten Rechten unter der
vorliegenden Public License Gebrauch macht. Ihr bzw. Ihre hat die entsprechende Bedeutung.“

Englisch:

“You means the individual or entity exercising the Licensed Rights under this Public License.
Your has a corresponding meaning.”

Die CCPL spricht die Lizenznehmer in der zweiten Person mit „Sie“ bzw.
Englisch „You“ an. Hiermit adressiert ist, wer das CC-lizenzierte Material nutzt
und dadurch den Lizenzvertrag eingeht. Gemäß den Voraussetzungen für das
Zustandekommen des Lizenzvertrags (siehe CCPL Einl Rn. 5) sind nur solche
Nutzungshandlungen gemeint, die ein urheberrechtliches Verwertungsrecht
berühren (beispielsweise eine Vervielfältigung) und die nicht bereits gemäß
Schrankenbestimmungen zulässig sind.

Lizenznehmer können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein.
Insbesondere bei Organisationen, Personenmehrheiten und in Plattform-
konstellationen richtet sich die Frage, wer von den lizenzierten Rechten
Gebrauch macht, danach, wer Handelnder im Sinne der einzelnen Verwer-
tungsrechte ist. So verwirklicht zum Beispiel diejenige Person den Tatbestand
der öffentlichen Zugänglichmachung nach § 19a UrhG, die für die Zugäng-
lichmachung verantwortlich ist bzw. der sie zuzurechnen ist:1 Wer einen
Inhalt auf einer eigenen Website oder einer Plattform der Öffentlichkeit zur
Verfügung stellt, wird spätestens mit dem Online-Stellen des Materials Han-
delnder im Sinne der Verwertungsrechte und damit Lizenznehmer. Hilfsper-
sonen, die etwa nur die Infrastruktur zur Verfügung stellen, damit Materialien
zur Verfügung gestellt werden können, sind nicht Handelnde im Sinne der
Lizenz und damit weder Lizenznehmer noch Lizenzgeber. Daher bedürfen
also auch Plattformen keines eigenen Nutzungsrechts. Daran ändert auch das
UrhDaG nichts (vgl. hierzu den Handbuchabschnitt H. UrhDaG).

1 Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 19a Rn. 6c.
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Nicht „Sie“ im Sinne der Definition sind außerdem Vergütungsschuldner nach
gesetzlichen Ansprüchen aus dem UrhG, sofern diese Vergütungsschuldner
nicht zugleich auch das lizenzierte Material nutzen. Nicht „Sie“ ist zum Bei-
spiel ein Aufsteller von Kopierern oder ein Hersteller von Leermedien.
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